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3.1  Mitglieder-Potenzial106

Linksextremismus-Potenzial Bundesrepublik Deutschland107 2022

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten

27.600

„Autonome“ und sonstige gewaltbereite Linksextremisten108  

sowie „Anarchisten“109

10.800

Summe 38.400

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 36.500

Davon gewaltorientierte Linksextremisten 10.800

Linksextremismus-Potenzial Niedersachsen110 2022 2023

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 415 435

„Autonome“ und sonstige gewaltbereite Linksextremisten111 

sowie „Anarchisten“112

810 820

Summe 1.225 1.255

106 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

107 Die Zahlen des Mitglieder-Potenzials für die Bundesrepublik Deutschland lagen für das 
Berichtsjahr bei Redaktionsschluss noch nicht vor. Daher werden nur die Zahlen des Vor-
jahres genannt.

108 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/Tatverdächtige festgestellte Personen 
einbezogen, sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte 
für Gewaltbereitschaft gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen auf-
weisen und über einen längeren Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der 
„Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend Personen.

109 Das Mitglieder-Potenzial umfasste auch bisher schon die „Anarchisten“, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.

110 Auf den Abzug von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von circa zwei Prozent wie beim 
Bund ist verzichtet worden.

111 Die Fußnote 108 gilt entsprechend auch für Niedersachsen. Darüber hinaus wird hier noch 
das unorganisierte Spektrum abgebildet.

112 Das Mitglieder-Potenzial umfasste auch bisher schon die „Anarchisten“, ohne diese aus-
drücklich zu nennen.
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3.2  Einführung

Für die Ideologie des deutschen Linksextremismus sind die beiden 

ideengeschichtlichen Grundströmungen des 19. Jahrhunderts, 

Marxismus und Anarchismus von fundamentaler Bedeutung. Links-

extremisten greifen die in der amerikanischen Menschenrechts-

erklärung von 1776 und die in der Französischen Revolution von 1789 

proklamierten Werte Freiheit und Gleichheit in radikaler Zuspitzung 

auf und wollen den demokratischen Rechtsstaat zum Teil auch auf 

revolutionärem und gewaltsamem Wege überwinden, um ihn durch 

eine klassenlose bzw. herrschaftsfreie Gesellschaft zu ersetzen.

Kommunistische Gruppierungen wollen das bestehende politische 

System zerschlagen und streben über die Errichtung einer Diktatur 

des Proletariats unter Führung einer „proletarischen Avantgarde“ 

das Absterben des Staates und seinen Ersatz durch eine klassen-

lose Gesellschaft an. Marxistisch-leninistische Organisationen wie 

die „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP), die „Marxistisch-

Leninistische Partei Deutschlands“ (MLPD), aber auch die 

extremistischen Teile der Partei „DIE LINKE.“ halten daher an der Idee 

einer Revolution der Arbeiterklasse fest. Demgegenüber propagieren 

anarchistische Gruppierungen die Überwindung des bestehenden 

politischen Systems auf dem Wege massenhaften zivilen Ungehor-

sams113 und „vorbildhafter“ Selbstorganisation. Da „Anarchisten“ 

generell den Staat, seine Institutionen und Repräsentanten ablehnen, 

streben sie unmittelbar nach einer erfolgreichen Revolution eine 

herrschaftsfreie Gesellschaft an. Linksextremistische Organisationen 

stimmen in der Notwendigkeit einer revolutionären Veränderung der 

bestehenden Verhältnisse überein, die das internationale Zusammen-

wirken aller revolutionären Kräfte erfordere (Internationalismus). 

Kommunismus und Anarchismus unterscheiden sich in der Bewertung 

der Freiheitsrechte. Überdeckt der übersteigerte Gleichheitsbegriff 

kommunistisch ausgerichteter Organisationen die individuellen 

Freiheitsrechte, lehnen anarchistische Gruppierungen staatliche 

Organisationen, Machtstrukturen und Hierarchien generell ab. Beide 

113  Ziviler Ungehorsam ist insbesondere bei den „gewaltfreien“ Anarchisten der Verstoß 
gegen ein Gesetz aus Gewissensgründen; dabei wird bewusst in Kauf genommen, dafür 
bestraft zu werden.
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orientieren sich an der Utopie einer klassen- bzw. herrschaftsfreien 

Ordnung, d. h. an dem Ideal von der vollkommenen Befreiung des 

Menschen von allen gesellschaftlichen, politischen, ökonomischen, 

religiösen und kulturellen Zwängen. „Anarchisten“, die in ihrem 

konkreten politischen Handeln diesen utopischen Entwurf vor-

zuleben versuchen, verneinen auf Machtstrukturen beruhende 

Zwischenstadien zur Realisierung dieser klassenlosen Gesellschaft 

wie die von Kommunisten angestrebte Diktatur des Proletariats. 

Das westliche Gesellschaftsmodell, d. h. die soziale Marktwirtschaft 

sowie der demokratische Rechtsstaat und die ihn repräsentierenden 

Mächte, allen voran die USA und ihre Verbündeten sowie westlich 

geprägte Bündnissysteme wie die NATO und die Europäische Union 

(EU), stehen für den Gegenentwurf zum ideologischen Weltbild der 

Linksextremisten und sind so eines ihrer zentralen Feindbilder. Die 

linksextremistische Kritik konzentriert sich vor allem auf die (inter-

nationalen) Großkonzerne, die NATO und ihre Führungsmacht, die 

USA. Die Verantwortung für internationale Konflikte und Krisen ver-

orten sie im Westen. Die wechselweise als kapitalistisch oder neo-

liberal bezeichnete westliche Wirtschaftsordnung wird grundsätzlich 

als Ausbeutung des Menschen durch den Menschen abgelehnt. 

Linksextremisten wollen dem ihrer Meinung nach „entfesselten 

Kapitalismus“ Einhalt gebieten und fordern, wie z. B. die „Inter-

ventionistische Linke“ (IL) auf ihrer Internetseite „Make capitalism 

history!“.

3.3  Aktuelle Entwicklungen im 
Linksextremismus

Wie in den Jahren zuvor wurde auch im Berichtsjahr 2023 die Ent-

wicklung des Linksextremismus von der autonomen Szene bestimmt. 

Als Reaktion auf die bereits seit den 1990er Jahren zunehmende 

interne Kritik an der Theorieferne, der Unorganisiertheit und der 

Selbstbezogenheit der autonomen Bewegung sind Teile von ihnen 

weiter bestrebt, der Ideologie-, Organisations- und Bündnisfrage 

mehr Raum zu geben. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten 
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zwei Jahrzehnten bundesweit verschiedene sich als postautonom 

verstehende Bündnisse entstanden.

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu sein, greifen 

„Autonome“, insbesondere „Postautonome“ Themen auf, die wie 

der Klimaschutz bis weit in die Mitte der Gesellschaft berühren und 

viele Menschen zum zivilgesellschaftlichen Engagement heraus-

fordern. Dabei wähnen sie sich im Einklang mit der Mehrheitsgesell-

schaft. Vor diesem Hintergrund ist eine zunehmende Entgrenzung 

des Linksextremismus in die Mitte der Gesellschaft bei gleichzeitiger 

Erosion der Abgrenzung des demokratischen Spektrums gegenüber 

Linksextremisten nicht zu übersehen. Insofern ist der mittlerweile 

auch im Rechtsextremismus konstatierte Prozess einer Entgrenzung 

im Linksextremismus Realität. 

Im Gegensatz zum demokratischen Protest, der frei ist von system-

überwindenden Forderungen, basiert der linksextremistische auf 

ideologischen Grundannahmen, für die eine prinzipielle Gegner-

schaft zum politischen System der Bundesrepublik und seiner Wirt-

schaftsordnung kennzeichnend ist. Linksextremisten dienen Themen 

wie „Antifaschismus“, „Antirepression“, „Antigentrifizierung“, 

„Antimilitarismus“, „Antirassismus“ oder insbesondere in den 

letzten Jahren der Einsatz für den Klimaschutz daher vor allem als 

Plattform für ihren Kampf gegen den demokratischen Rechtsstaat. 

Auch niedersächsische Linksextremisten sind in diesen Themen-

feldern aktiv, wobei der „Kampf gegen den Faschismus“ und der-

jenige gegen den „Kapitalismus“ für sie zwei Seiten einer Medaille 

sind und aus diesem Grunde auch im Vordergrund stehen. Denn 

erst wenn der Kapitalismus als „Wurzel allen Übels“ überwunden 

ist, lassen sich ihrer Auffassung nach auch „Faschismus“ und alle 

anderen gesellschaftlichen Probleme lösen. 

Nach dem weitgehenden Ende der Corona-Pandemie stand das Jahr 

2023 vor allem im Zeichen des russischen Angriffskrieges gegen 

die Ukraine und seinen Folgen. Während im dogmatischen Links-

extremismus – wie ihn die „Deutsche Kommunistische Partei“ (DKP) 

verkörpert – insbesondere die Rolle des Westens und somit der USA 

und damit verbunden die der NATO heftig kritisiert wurde, lehnte 

die autonome Szene Niedersachsens die Intervention Russlands in 

die Ukraine zwar ab und solidarisierte sich mit deren Bevölkerung, 
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nicht aber mit dem ukrainischen Staat. Dennoch gab sie nicht nur 

Russland, sondern auch den USA und damit verbunden der NATO 

eine Mitschuld für die Eskalation in diesem Krieg. Neben diesem 

Krieg beschäftigte im letzten Jahresviertel auch der mit dem Angriff 

der terroristischen HAMAS auf Israel am 07.10.2023 ausgelöste Nah-

ost-Krieg die linksextremistische Szene. Der alte Konflikt zwischen 

antideutsch und antiimperialistisch ausgerichteten „Autonomen“ 

trat dabei wieder deutlich zu Tage. Während sich die antideutsche 

Szene bedingungslos mit dem Staat Israel und seinen Bürgerinnen 

und Bürgern auch durch die Teilnahme an proisraelischen 

Demonstrationen solidarisierte, ergriffen die Antiimperialisten 

ebenso wie die dogmatischen Linksextremisten, z. B. aus der DKP 

Partei für die Palästinenserinnen und Palästinenser. Sie beteiligten 

sich an deren bundesweiten Solidaritätsdemonstrationen und 

kritisierten Israel unter Ausblendung der Verbrechen der HAMAS.

Die linksextremistisch motivierten Übergriffe auf Rechtsextremisten 

bzw. diejenigen, die Linksextremisten dafür halten, bildeten 2023 

ebenfalls einen Schwerpunkt der linksextremistischen Aktivitäten. 

Dabei zeigte sich, dass die Hemmschwelle von Linksextremisten zur 

Anwendung von Gewalt – auch gegenüber Menschen – weiterhin 

niedrig ist. 

Darüber hinaus thematisiert die autonome Szene weiter den 

Klimaschutz und versucht, an die nicht extremistische Klima-

schutzbewegung anschlussfähig zu werden. An dieser Stelle ist 

eine zunehmende Entgrenzung des Linksextremismus in Teile der 

Klimaschutzbewegung nicht zu übersehen. Vor allem die „Inter-

ventionistische Linke” (IL) ist hier zu nennen.114

Im Bereich des parteigebundenen Linksextremismus setzte 

sich die zunehmende politische Bedeutungslosigkeit der ortho-

dox marxistisch-leninistisch ausgerichteten Parteien DKP und 

„Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands“ (MLPD) auch 2023 

fort. Neben kontinuierlich schwachen Wahlergebnissen von deutlich 

unter einem Prozent leiden beide Parteien seit Jahren unter einer 

massiven Überalterung ihrer Mitglieder und einer Stagnation der 

Mitgliederzahlen auf niedrigem Niveau. Sowohl die DKP als auch 

114  Siehe im Einzelnen Kapitel 3.4, Abschnitt „Klimaschutz”.
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die MLPD sind in der niedersächsischen Öffentlichkeit kaum wahr-

nehmbar und spielen für die Beurteilung des linksextremistischen 

Gesamtpotenzials nur eine untergeordnete Rolle.

Die beiden offen extremistischen Zusammenschlüsse in der Partei 

„DIE LINKE.“, die „Kommunistische Plattform“ (KPF) und die „Anti-

kapitalistische Linke“ (AKL), streben nach wie vor, wenn auch in 

unterschiedlicher Ausführung und Intensität, die Überwindung 

der bestehenden politischen Ordnung der Bundesrepublik an und 

wollen diese durch ein sozialistisches bzw. kommunistisches System 

ersetzen. Um dieses Ziel zu erreichen, versuchen sie Einfluss auf 

das politische Profil der Partei „DIE LINKE.“ und deren inhaltliche 

Ausrichtung zu nehmen. So beteiligen sich ihre Mitglieder beispiels-

weise mit eigenen Delegierten an den Parteitagen der Partei „DIE 

LINKE.“ und bringen sich dort mit eigenen Anträgen ein. Diese Vor-

gehensweise dient ihnen dazu, die Deutungshoheit bei bestimmten 

Themen, wie dem Umgang mit der SED-Diktatur zu erlangen. Aus 

diesem Grunde geht der Niedersächsische Verfassungsschutz davon 

aus, dass die beiden extremistischen Zusammenschlüsse der Partei 

„DIE LINKE.“ auch 2024 versuchen werden, Einfluss auf ihre Partei 

in Niedersachsen auszuüben. Welchen Einfluss die extremistischen 

Zusammenschlüsse der Partei „DIE LINKE.“ nach dem Zerfall ihrer 

Bundestagsfraktion und dem Austritt zahlreicher Bundestags-

abgeordneter noch auf die Gesamtpartei haben werden, bleibt 

abzuwarten.

Ausblick

Vor dem Hintergrund der anstehenden Wahlen zum Europäischen 

Parlament vom 06. bis zum 09.06.2024 wird der „Antifaschismus“ 

auch 2024 eine zentrale Rolle für die linksextremistische Szene in 

Niedersachsen spielen. 

Daneben werden vor allem der Klimaschutz und die Themen 

„Repression“ und „Gentrifizierung“115 von größerer Bedeutung 

für das linksextremistische Spektrum sein. Solange die Klima-

schutzbewegung große gesamtgesellschaftliche Aufmerksamkeit 

115  Siehe im Einzelnen Kapitel 3.4, Abschnitt „Antigentrifizierung“.

Logo der KPF
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erfährt, werden Linksextremisten versuchen, Einfluss auf einzel-

ne Gruppierungen dieser Bewegung zu nehmen, um sie für ihre 

Interessen zu instrumentalisieren. Dabei könnten sie auf offene 

Ohren von Klimaaktivisten treffen, denen der Ausstieg aus den 

fossilen Energiequellen zu langsam voranschreitet.

Setzt sich die Wohnraumumgestaltung so massiv fort wie bisher und 

bleibt die Lage auf dem Wohnungsmarkt weiterhin so überhitzt und 

angespannt wie in den letzten Jahren, muss auch künftig mit Haus-

besetzungen und Übergriffen auf Immobilienunternehmen und ihre 

Mitarbeitenden gerechnet werden. 

Mit dem Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine 

am 24.02.2022 hat auch das Thema „Antimilitarismus“ in der links-

extremistischen Szene wieder an Bedeutung gewonnen. Nach der 

Bewilligung eines 100 Milliarden Euro Sondervermögens für die 

Bundeswehr und der geplanten dauerhaften Erhöhung des jähr-

lichen Wehretats auf zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

dürften vor allem Rüstungsunternehmen wie der auch im nieder-

sächsischen Unterlüß (Landkreis Celle) aktive Konzern Rheinmetall 

als „Profiteure“ dieser Gelder verstärkt in den Fokus von Links-

extremisten geraten. Ebenso könnten mögliche Waffenlieferungen 

zum Schutz Israels vor dem Hintergrund des am 07.10.2023 mit dem 

Überfall der terroristischen HAMAS auf Israel begonnenen Nahost-

Kriegs israelfeindliche Proteste der antiimperialistisch ausgerichteten 

linksextremistischen Szene nach sich ziehen.

Die Entwicklungen des Jahres 2023 zeigen, dass in Niedersachsen 

weiterhin Gewalttaten durch die linksextremistische Szene verübt 

werden. Daher muss auch 2024 damit gerechnet werden, dass die 

Hemmschwelle zur Anwendung von Gewalt – auch gegenüber 

Menschen – gering sein wird. Insgesamt ist davon auszugehen, 

dass sich die Gewaltbereitschaft der linksextremistischen Szene in 

Niedersachsen 2024 auf gleichbleibend hohem Niveau bewegen 

wird.

Nicht unwichtig für die Zukunft des Linksextremismus in der Bundes-

republik und in Niedersachsen dürfte die Entwicklung innerhalb der 
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postautonomen Szene sein. Vor allem in der IL sind Auflösungs-

erscheinungen nach dem Austritt mehrerer Ortsgruppen aus dem 

Bündnis im Jahre 2023 nicht zu übersehen. Sollte sich diese Tendenz 

fortsetzen, könnte das postautonome Projekt zumindest an seine 

Grenzen stoßen, wenn nicht sogar obsolet werden. Ebenfalls von 

Interesse dürften die möglichen Auswirkungen des Zerfalls der 

Bundestagsfraktion der Partei „DIE LINKE.“ ihre beiden in Nieder-

sachsen aktiven extremistischen Zusammenschlüsse die KPF und die 

AKL sein.

3.4  Autonome/Postautonome 
und sonstige gewaltbereite 
Linksextremisten 

Sitz/Verbreitung Landesweite Präsenz mit Schwerpunkten in Braunschweig, 

Göttingen, Hannover, Lüneburg, Oldenburg und Osnabrück

Mitglieder/Anhänger/ 

Sympathisanten

Niedersachsen: 770 

Publikationen „autonomes Blättchen“, Hannover (unregelmäßig) 

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden  

sowie Solidaritätsveranstaltungen, keine Mitgliedsbeiträge

Kurzportrait/Ziele Das Ziel autonomer Gruppierungen ist es, den Staat und seine Insti-

tutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch eine „herrschafts-

freie Gesellschaft“ zu ersetzen. Die autonome Bewegung kennt 

dabei keine mit kommunistischen Organisationen vergleichbare ein-

heitliche und dogmatische Ideologie. Ihr Weltbild setzt sich vielmehr 

aus kommunistischen und anarchistischen Elementen zusammen.

Die verschiedenen Gruppen der autonomen Bewegung finden sich 

über Aktions- und Themenfelder zusammen, die sich zu einem 

erheblichen Teil an aktuellen politischen Ereignissen und Problem-

feldern orientieren. Diese Vorgehensweise soll dazu beitragen, 

den autonomen Widerstand öffentlich besser zu vermitteln, um so 

bis in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig zu werden.
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Gegenwärtig sind die Themenfelder „Antifaschismus“, „Antire-

pression“, „Antigentrifizierung“ und vor allem der Klimaschutz für 

das autonome Spektrum in Niedersachsen von Bedeutung. Die au-

tonome Szene sieht sich seit mehreren Jahren mit der Problematik 

konfrontiert, dass sie aufgrund interner Streitigkeiten, mangelnder 

Organisationsfähigkeit und einer oftmals brüchigen Vernetzung 

nur unzureichend agieren kann. Um diesem Umstand etwas 

entgegenzusetzen, haben sich bundesweit sogenannte postauto-

nome Zusammenhänge etabliert, die mit langfristigen Bündnis-

strukturen versuchen, die „Autonomen“ aus der auch von ihnen 

selbst beklagten dauerhaften Krise zu holen. Für Niedersachsen 

sind dabei vor allem die „Interventionistische Linke“ (IL) und das 

Bündnis „…ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG) relevant.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit 

Gemeinsames Ziel aller autonomen Gruppierungen ist es, den Staat 

und seine Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch 

eine „herrschaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie 

sich gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind 

demnach verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

„Postautonome“

Autonome Gruppierungen sind nicht von einer einheitlichen Ideo-

logie geprägt. Sie verknüpfen vielmehr Elemente kommunistischer 

und anarchistischer Weltbilder miteinander. „Autonome“ im 

klassischen Sinne verstehen sich zwar auch als undogmatische Linke 

und streben wie die Vertreter der orthodoxen bzw. dogmatischen 

K-Gruppen116 die sozialistische Revolution an, beantworten die 

„Organisationsfrage“ aber anders. Sie lehnen eine staatliche 

Ordnung und jegliche Form von Macht- und Herrschaftsstrukturen 

wie Hierarchien ab und sprechen sich für die Selbstorganisation des 

Zusammenlebens aus.

Schon seit Jahren leidet die autonome Szene sowohl bundesweit 

als auch in Niedersachsen unter internen Streitigkeiten, einer hohen 

116 Der Begriff „K-Gruppen“ ist eine Sammelbezeichnung für politische Gruppierungen wie den 
„Kommunistischen Bund Westdeutschlands“ (KBW) oder die MLPD, die sich seit dem Ende 
der 1960er Jahre am Marxismus-Leninismus maoistischer Prägung orientieren und sich die 
Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel gesetzt haben.
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Fluktuation und mangelnder Motivation ihrer Akteure. So existieren 

autonome Gruppierungen oft nur kurzfristig: sie benennen sich 

entweder um, fusionieren oder lösen sich ganz auf. Verantwort-

lich dafür sind vor allem ungelöste Organisationsdebatten und 

eine theoretische Orientierungslosigkeit. Diese Entwicklung hat die 

„Autonomen“ in eine schon seit Jahren andauernde substanzielle 

inhaltliche und strukturelle Krise gestürzt. Teile der autonomen 

Szene reflektieren diese Missstände schon seit Längerem und 

versuchen, für konkrete Projekte Gruppenstrukturen und Netz-

werke aufzubauen. Diese sich oft als postautonom bezeichnenden 

Gruppierungen verstehen sich nach wie vor als „Autonome“, 

auch wenn sie sich in einigen Punkten von diesen unterscheiden. 

Ihre Politik ist langfristiger angelegt und verfolgt eine Strategie 

der kleinen Schritte. Sie wollen sich organisieren, vernetzen und 

betreiben innerhalb des autonomen Spektrums eine strategische 

Bündnisorientierung mit einer breiten Öffnung ins demokratische 

Spektrum und zu bislang unpolitischen Bevölkerungsschichten. 

Dort wollen sie für einen Bruch mit dem Kapitalismus und den ihn 

nach Meinung der „Autonomen“ schützenden demokratischen 

Rechtsstaat werben. Ideologisch orientieren sie sich an marxistisch-

leninistischen und anarchistischen Weltbildern. Sie verzichten aber 

bewusst auf eine exakte ideologische Festlegung und somit auf eine 

dogmatische Interpretation der marxistischen und anarchistischen 

Klassiker. Diese ideologische Unverbindlichkeit macht es ihnen mög-

lich, sich auf der Basis von Minimalkonsensen bis weit in orthodoxe, 

aber auch in nicht extremistische Kreise zu vernetzen. So wollen sie 

in einem langfristigen Prozess die herrschenden Verhältnisse über-

winden und eine kommunistische Gesellschaft errichten. „Postauto-

nome“ greifen deshalb gezielt aktuelle politische (Krisen-)Themen 

auf, die bis in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig sind und ver-

suchen, über deren gezielte Zuspitzung möglichst viele Menschen 

zu erreichen und mittelfristig zu radikalisieren. 

„Interventionistische Linke“ (IL)

Die IL ist zurzeit das bedeutendste und größte postautonome 

Bündnis. Sie entstand 1999 als eine „strategische Verabredung“ 

undogmatischer Linksextremisten verschiedener Strömungen. In 

sogenannten Beratungstreffen fanden sich Gruppierungen und 

167

Linksextremismus



Einzelpersonen zusammen, um Überlegungen anzustellen, wie 

die Handlungsfähigkeit und Wahrnehmbarkeit der „radikalen 

Linken“ in der Bundesrepublik Deutschland erhöht werden könne. 

Ab 2004 wurden diese Treffen gezielt für linksextremistische 

Gruppen aus dem postautonomen Spektrum geöffnet. Es ent-

stand ein bundesweit agierendes Netzwerk aus linksextremistischen 

Gruppierungen und Einzelaktivisten, dem in geringem Maße auch 

nicht extremistische Personen angehörten. Dem folgte ab 2010 eine 

intensive Organisationsdebatte, die die Umstrukturierung der IL von 

einem Netzwerk zu einer Organisation mit einem von der IL heraus-

gegebenen „Zwischenstandspapier“ vom 11.10.2014 abschloss.

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu werden, 

geben sich ihre Akteure ideologisch bewusst undogmatisch. 

Zugleich bemühen sie sich um ein konventionelleres äußeres 

Erscheinungsbild, als es sonst in der autonomen Szene üblich ist. 

So sind ihre Protagonisten beispielsweise bei Demonstrationen 

bereit, auf szenetypische Kleidung, dogmatische Parolen und die 

Anwendung von Gewalt zu verzichten. Dabei handelt es sich jedoch 

um ein rein taktisches Verhalten, hinter dem sich eine latent vor-

handene Militanz verbirgt.

Aus diesen Gründen kann die IL eine Scharnierfunktion zwischen 

dem gewaltorientierten linksextremistischen Spektrum, den 

dogmatischen Linksextremisten und dem demokratischen Protest 

einnehmen. Das ermöglicht ihr, Bündnisse bis in die Mitte der 

Gesellschaft zu schmieden und Mobilisierungserfolge zu erzielen. 

Zugleich unterstreicht diese Entwicklung zum einen die Bedeutung  

der IL für die gesamte linksextremistische Szene, deren Erfolg bei 

Protestveranstaltungen zu einem nicht unerheblichen Teil von deren 

Organisationsfähigkeit abhängt und zum anderen die zunehmende 

Entgrenzung des Linksextremismus bis ins demokratische Spektrum.

Ihre verfassungsfeindliche Ausrichtung bringt die IL u. a. in ihrem 

seit 2014 gültigen Selbstverständnis zum Ausdruck. Darin macht sie 

deutlich, dass es ihr nicht um grundgesetzkonforme reformerische 

Veränderungen des deutschen Wirtschaftssystems geht, sondern um 

die revolutionäre Überwindung des demokratischen Rechtsstaates:
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„Wir wollen eine radikale Linke, die aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausam-

keiten, sondern gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder neue 

Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die lieber Fehler macht und aus 

ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der reinen Kritik zu verlieren. Wir wollen eine radikale 

Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und dem globalen Kapitalismus, 

mit der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung, 

Diskriminierung orientiert. Kurz: Wir wollen eine neue, gesellschaftliche radikale Linke, die 

um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert.“

(Internetseite der IL, 16.11.2023)

Was die IL vom demokratischen Rechtsstaat und seinen Regeln, 

insbesondere vom Parlamentarismus hält, verdeutlicht sie in einer 

Stellungnahme zur Bundestagswahl 2021:

„Für uns ist aber auch klar: Der Sozialismus kann nicht auf parlamentarische Mehrheiten und 

reformistische Kleckerstrategien zählen. Die Strategie linker Regierungen ist eine Sackgasse, 

denn der Weg der Reformen ist zu begrenzt und die Antworten auf den globalen Kapitalis-

mus ohnehin nicht innerhalb der Nationalstaaten zu finden. Die grundsätzliche Ausrichtung 

auf Kapitalinteressen ist in die DNA aller bürgerlicher Staaten einprogrammiert. Daran kann 

keine Regierungskonstellation und kein Parteiprogramm Grundsätzliches ändern. Wer als 

Antikapitalist:in auf eine Systemüberwindung per Wahl und Regierungspolitik hofft, wird 

enttäuscht werden … Denn am Ende entscheidet die Straße.“

(Internetseite der IL, 22.11.2021)

Gegenwärtig bestehen offiziell weiterhin noch in 24 deutschen 

Städten117 sowie in Graz (Österreich) Ortsgruppen der IL, zwei davon 

in Niedersachsen (Göttingen und Hannover). Die IL folgt eigentlich 

dem Prinzip, wonach pro Stadt nur eine Ortsgruppe bestehen soll. In 

Göttingen ist diese Ausrichtung jedoch bislang nicht angenommen 

worden. Dort sind die aus der Spaltung der „Anti-

faschistischen Linken International“ (A.L.I.) hervor-

gegangene Gruppierung „Sozialistische Perspektive“ 

(SP) sowie die „Basisdemokratische Linke“ (BL) weiterhin 

eigenständige Mitglieder der IL.

117  An folgenden deutschen Standorten gibt es IL-Ortsgruppen: Aschaffenburg, Berlin, Biele-
feld, Bremen, Darmstadt, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Göttingen, Halle (Saale), Ham-
burg, Hannover, Heidelberg, Karlsruhe, Kiel, Köln, Leipzig, Lübeck, Mannheim, Marburg, 
Norderstedt, Nürnberg, Rostock, Stuttgart, Tübingen.
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Bündnis „...ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG)

Ein weiteres postautonomes Bündnis mit niedersächsischer 

Beteiligung stellt das Bündnis uG dar. In ideologischer Abgrenzung 

zur weitgehend antiimperialistisch ausgerichteten IL ist das Bünd-

nis uG dem antideutschen Lager zuzurechnen.118 Folgt man der 

Selbstdarstellung des Bündnisses, so wurde es 2006 gegründet, 

um „linksradikale Gesellschaftskritik überregional zu organisieren 

und handlungsfähig zu machen“. Nach eigener Aussage geht es 

dem Bündnis uG dabei nicht nur um eine „Kritik, für 

die es weder Institutionen noch Parlamente noch 

feste Verfahren“ gebe, sondern auch um die „Kritik 

gesellschaftlicher Herrschaft als ganzer“.119 Für das 

Bündnis uG besteht die Herausforderung „immer wieder 

darin, diese verrückte Logik des kapitalistischen Alltags 

theoretisch und praktisch aufzubrechen“, um die gegenwärtige 

Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung durch eine herrschaftsfreie 

kommunistische Gesellschaft zu ersetzen. Wie diese Gesellschafts-

form konkret aussehen soll, bleibt jedoch, wie so oft im Links-

extremismus, äußerst diffus.

Das Bündnis uG ist derzeit in zehn deutschen Städten120 organisiert. 

In Niedersachsen wirkt die Gruppierung „Redical [M]“ als „eine 

kommunistische und antinationale Gruppe“ aus Göttingen im Bünd-

nis uG mit. Aus Braunschweig ist die Gruppierung „In/Progress“ im 

Jahr 2022 dem Bündnis uG beigetreten.

Spätestens seit 2022 hat es den Anschein, als wenn das postauto-

nome Projekt, zumindest was die IL betrifft, an seine Grenzen stößt. 

So ist das „Zwischenstandspapier“ der IL bis heute noch nicht 

erkennbar weiterentwickelt worden. Stieg die Anzahl ihrer Orts-

gruppen zunächst kontinuierlich, so nimmt sie seit 2020 ab. Fünf 

Ortsgruppen haben sich mittlerweile von der IL getrennt. 

118  Zur Erläuterung der Begriffe „antiimperialistisch“ und „antideutsch“ siehe die Ausführun-
gen im folgenden Abschnitt „Antiimperialisten und Antideutsche“.

119  Internetseite des Bündnisses uG, 16.11.2023.

120  In folgenden deutschen Städten gibt es Gruppierungen, die im Bündnis uG organisiert 
sind: Berlin, Braunschweig, Bremen, Dresden, Frankfurt am Main, Göttingen, Köln, Mar-
burg, München, Münster. 
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Auch in Niedersachsen ist diese Entwicklung wahr-

nehmbar. Unter der Überschrift „Die A.L.I. trennt sich 

– unser Neustart im Jahr 2021“ hat die Göttinger links-

extremistische Gruppierung „Antifaschistische Linke 

International“ (A.L.I.) Ende Dezember 2021 auf ihrer 

Internetseite ihren Austritt aus der IL bekannt gegeben. 

Diese Trennung von der IL betrifft aber nur einen Teil der A.L.I., 

denn die A.L.I. hat sich im Streit über die Zugehörigkeit zur IL 

gespalten. Während ein Teil der alten A.L.I. unter diesem Namen 

unabhängig von der IL weiterbesteht, macht ein anderer Teil unter 

der Bezeichnung „Sozialistische Perspektive“ (SP) in der IL weiter.

Im Bündnis uG waren 2023 auch weiterhin zehn Gruppen organisiert.  

„Antideutsche“ und „Antiimperialisten“ 

Die sogenannten Antideutschen bildeten sich mit Beginn der 1990er 

Jahre vor dem Hintergrund zunehmender rechtsextremistischer 

Übergriffe auf Migranten als eine neue Strömung innerhalb des 

autonomen Spektrums heraus. Ideologisch wenden sie sich gegen 

einen vermeintlichen deutschen Nationalismus. Mit der deutschen 

Wiedervereinigung befürchteten ihre Aktivisten ein Erstarken 

des Nationalismus innerhalb der vereinigten Bundesrepublik 

und die Entstehung eines „IV. Reichs“ durch eine Rückkehr zum 

Nationalsozialismus. 

Im Zuge der Golfkriege von 1990 und 2003 solidarisierten sich 

die „Antideutschen“ bedingungslos mit dem Staat Israel und 

seiner Schutzmacht, den USA. Eine für „Autonome“ ungewöhn-

liche politische Haltung, da sie prinzipiell staatliche Strukturen, 

Institutionen und Repräsentanten ebenso ablehnen wie das west-

liche Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell und jegliche Form von 

Militär. Aufgrund dieser Widersprüchlichkeit kam es zum Bruch 

zwischen den „Antideutschen“, die bislang immer nur eine Minder-

heitenposition innerhalb des autonomen Spektrums vertraten und 

vertreten, und den die autonome Szene dominierenden sogenannten 

Antiimperialisten mit ihrer ausgeprägten antiwestlichen, ins-

besondere antiamerikanischen und antiisraelischen Haltung. Dieser 

ideologische Bruch vollzieht sich nicht nur im autonomen, sondern 
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auch im postautonomen Spektrum. So ist die IL mit ihren nieder-

sächsischen Ablegern in Göttingen und Hannover als weitgehend 

antiimperialistisch zu charakterisieren, während das Bündnis uG 

eindeutig antideutsch geprägt ist.121 Nicht selten führen diese Dis-

krepanzen zur Lähmung der politischen Arbeit innerhalb der auto-

nomen bzw. postautonomen Szene, da beide Seiten nur bedingt 

dazu bereit sind, miteinander zu kooperieren.

Hatten sich „Antideutsche“ und „Antiimperialisten“ in den letzten 

Jahren eher wieder angenähert, so haben die Spannungen zwischen 

beiden Ausrichtungen in der jüngsten Zeit wieder zugenommen. 

Auslöser dafür war der Überfall der terroristischen HAMAS auf 

Israel am 07.10.2023 mit rund 1.200 Todesopfern. Während sich 

die antideutsche Szene bedingungslos mit dem Staat Israel und 

seinen Bürgerinnen und Bürgern u. a. durch die Teilnahme an 

proisraelischen Demonstrationen solidarisierte, ergriffen die Anti-

imperialisten reflexartig Partei für die Palästinenser. Sie beteiligten 

sich ebenso wie die dogmatischen Linksextremisten z. B. aus der 

„Deutschen Kommunistischen Partei” (DKP) an den bundesweiten 

Solidaritätsdemonstrationen für die Palästinenser und kritisierten 

Israel unter Ausblendung der Verbrechen der HAMAS vehement.

Autonome Gewalt

„Autonome“ kennzeichnet ein hohes Maß an Gewaltbereitschaft. 

Diese basiert dabei auf einem klaren Feindbild, zu dessen tragenden 

Säulen der Staat und seine Repräsentanten sowie Rechtsextremisten 

bzw. diejenigen, die Linksextremisten dafür halten, aber auch 

szenekritische Wissenschaftler zählen. Politisch motivierte Gewalt 

dient „Autonomen“ als „Geburtshelfer einer neuen Gesellschaft“. 

Denn um die angestrebte herrschaftsfreie Gesellschaft zu errichten, 

müsse zuvor der demokratische Rechtsstaat als Garant der bis-

herigen Ordnung beseitigt werden. Gewalt hat für „Autonome“ 

immer eine Außen- und eine Binnenwirkung. Nach außen dient sie 

u. a. dazu, öffentliche, insbesondere mediale Aufmerksamkeit zu 

121  Die beiden Göttinger Gruppen „Antifaschistische Linke International“ und „Basisdemo-
kratische Linke Göttingen“ (BL) sind Teil der antiimperialistisch ausgerichteten IL. In Han-
nover gibt es eine IL-Ortsgruppe Hannover. Die „Redical [M]“ aus Göttingen und „In/
Progress“ aus Braunschweig sind die niedersächsischen Ortsgruppen des antideutsch aus-
gerichteten Bündnisses uG. Die ursprünglich zum Bündnis uG gehörende Gruppierung 
„Fast Forward Hannover“ hat sich bereits im Jahr 2020 aufgelöst.
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erregen und Unterstützung für die eigenen Positionen zu finden. 

Darüber hinaus soll sie die Kosten für bestimmte politische Ent-

scheidungen so in die Höhe treiben, dass diese langfristig politisch 

nicht mehr durchsetzbar sind.122 Zugleich wirkt die Gewalt nach 

innen integrations- und identitätsstiftend für die jeweiligen Bezugs-

gruppen. Die gewaltsame Auseinandersetzung mit der Polizei ist 

oft der förmliche Ritterschlag für den einzelnen „Autonomen“, 

denn sie befördert seinen Aufstieg in den formal nicht existenten 

Hierarchien innerhalb seiner Bezugsgruppe. Vor diesem Hintergrund 

verwundert es nicht, dass Gewalt – wie auch in anderen Extremis-

musbereichen – ästhetisiert und heroisiert wird. So stilisieren sich 

„Autonome“ gern auf Fotos und Plakaten als „lonesome cowboy“ 

oder „streetfighter“ vor brennenden Barrikaden oder Autos sowie 

vor Polizeireihen. Dadurch zeigen sie zugleich die Faszination, die 

Gewalt auf sie ausübt. Gewalt wird somit zu einem unverzichtbaren 

Lebensgefühl. In manchen Situationen herrscht sogar eine regel-

rechte Gewaltbegeisterung, denn „es macht einfach Spaß, den 

Bullen eins in die Fresse zu hauen …“, wie es in einem ihrer Selbst-

zeugnisse heißt.123 

Ihren Ausdruck findet die autonome Gewalt in erster Linie in 

Massenmilitanz und klandestinen Aktionen. Massenmilitanz tritt 

dabei vornehmlich am Rande von Demonstrationen in Erscheinung. 

Konspirativ agierende Kleingruppen verüben zudem Brand- und 

Sprengstoffanschläge vor allem gegen Luxus- und Firmenfahrzeuge, 

aber auch gegen öffentliche Einrichtungen wie Jobcenter, Polizei-

stationen und Behörden.

Um die von „Autonomen“ ausgehende Gewalt richtig einordnen 

zu können, muss man sich den für sie und die „Postautonomen“ 

geltenden Gewaltbegriff vergegenwärtigen. Dem linksextremistischen 

Verständnis nach üben die „kapitalistischen Produktionsverhältnisse“ 

122  Die Castor-Transporte sind hierfür ein gutes Beispiel. Ihre Gegner wussten, dass sie die 
Züge mit den Castoren auf dem Weg ins atomare Zwischenlager nach Gorleben nicht auf-
halten können. Durch Blockaden und sogenannte Schotter-Aktionen versuchten Teile von 
ihnen aber, die Transporte möglichst lange aufzuhalten. So wollten sie die Kosten für die 
Castor-Transporte in die Höhe treiben, in der Hoffnung, dass sie irgendwann allein aus 
Kostengründen nicht mehr durchführbar sein würden.

123  A.G. Grauwacke, Autonome in Bewegung. Aus den ersten 23 Jahren, Berlin 3. Auflage 
2003, Seite 148.
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Gewalt gegen ihre Bürger aus: sie stellen eine auf gesellschaftlichen 

Strukturen, Werten, Normen, Institutionen und Machtverhältnissen 

basierende „strukturelle Gewalt“ gegenüber den Bürgern dar und 

hindern diese daran, sich ihren Anlagen, Wünschen und Möglichkeiten 

entsprechend frei entfalten und somit selbst verwirklichen zu können. 

Aus dieser so empfundenen „Gewalt des Systems“ leiten „Autonome“ 

und sonstige gewaltbereite Linksextremisten quasi ein Naturrecht auf 

gewaltsamen Widerstand ab. Linksextremistische Gewalt versteht sich 

demzufolge als „Gegengewalt“, als ein reaktives und dadurch legitimes 

Mittel, um die (angeblich) herrschende Gewalt aufzubrechen und Ver-

änderungen herbeizuführen. Mit dieser Interpretation wird zugleich 

das Opfer-Täter-Narrativ definiert: der Staat ist immer der Täter und 

der „Autonome“ bzw. „Postautonome“ immer das Opfer.

„Postautonome“ teilen zwar grundsätzlich das autonome Gewaltver-

ständnis. Im Gegensatz zu den „klassischen Autonomen“ ist ihr Ver-

hältnis zur Militanz vor allem taktischer Natur. Einerseits distanzieren 

sie sich von der Anwendung von Gewalt, um so das demokratische 

Spektrum als potenziellen Bündnispartner und ihre Scharnierfunktion 

zwischen den extremistischen und nicht extremistischen Milieus 

nicht zu gefährden. Andererseits betonen sie, 

„… unsere Mittel und Aktionsformen, defensive wie offensive, bestimmen wir also stra-

tegisch und taktisch in den jeweiligen Situationen, so wie wir sie verantworten können … 

Es geht uns darum, die kollektive Fähigkeit herzustellen, die Wahl der Mittel nach unseren 

Zielen selbst zu bestimmen.“

(Internetseite der IL, 16.11.2023)

Ein eindeutiges „Nein“ zu jeglicher Form der Gewalt gibt es von 

ihnen nicht.

Vor diesem Hintergrund wird schon seit geraumer Zeit in der links-

extremistischen Szene eine Debatte über das Für und Wider von 

Gewalt als Mittel zur Durchsetzung der eigenen Interessen geführt. 

In dieser „Militanzdebatte“ geht es nicht um ein Ja oder Nein zur 

Gewalt an sich. Einzig die Legitimität der Anwendung von Gewalt 

auch gegen Menschen und nicht allein gegen Sachen wird dis-

kutiert. Da Gewalt dem autonomen Verständnis nach politisch für 
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diejenigen vermittelbar sein soll, die man befreien will, wird bislang 

gezielte Gewalt gegen Menschen mehrheitlich abgelehnt. Davon 

ausgenommen sind aber Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte und 

Rechtsextremisten bzw. diejenigen, die Linksextremisten dafür halten. 

Sie gelten als das personifizierte Feindbild eines jeden „Autonomen“ 

bzw. „Postautonomen“, ihnen werden Menschenwürde und Grund-

rechte abgesprochen. Gewalt gegen sie gilt als legitim, notwendig 

und vermittelbar und wird zumindest billigend in Kauf genommen. 

Aktionsfelder

Kampf gegen Faschismus

Zentrales Anliegen der „Autonomen“ ist der Kampf gegen Faschis-

mus bzw. der „Antifaschismus“, einhergehend mit dem für sie 

damit untrennbar verbundenen Kampf gegen den Kapitalismus 

und den demokratischen Rechtsstaat. Unter Rückgriff auf die von 

dem damaligen Vorsitzenden der Kommunistischen Internationale 

(Komintern), Georgi Dimitroff, im August 1935 auf dem VII. Welt-

kongress der Komintern in Moskau aufgestellten These, wonach der 

Faschismus „die offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am 

meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des 

Finanzkapitals“124 sei, ist der Faschismus dem linksextremistischen 

Verständnis nach dem Kapitalismus immanent. Faschismus kann aus 

linksextremistischer Sicht deshalb nur dann erfolgreich bekämpft 

werden, wenn zugleich auch seine Ursache, der Kapitalismus als 

die Wurzel allen Übels beseitigt wird. Konsequenter „Antifaschis-

mus“ zielt daher für Linksextremisten zwangsläufig nicht nur 

auf die kapitalistische Wirtschaftsordnung, sondern auch auf die 

„Marionette des Kapitals“, den zu überwindenden demokratischen 

Rechtsstaat.

Ereignisse im Zusammenhang mit der Partei „Alternative für 

Deutschland“ (AfD)

Im Jahr 2023 konzentrierte sich die linksextremistische Szene 

Niedersachsens im Gegensatz zu den vorherigen Jahren in ihrer 

124  Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen 
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschismus, in: ders., 
Gegen Faschismus und Krieg. Ausgewählte Reden und Schriften, Leipzig 1982, Seiten 
49–136, hier Seite 52.
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„Antifaschismus-Arbeit“ nicht mehr schwerpunktmäßig auf die 

direkte Auseinandersetzung mit der AfD. Veranstaltungen der 

Partei und das Eigentum von AfD-Angehörigen stellten aber weiter-

hin Angriffsziele des autonomen Spektrums dar. So wurden in der 

Nacht zum 06.10.2023 alle zur Straße gerichteten und mit dem Logo 

der AfD beschrifteten Fensterscheiben und das Glas der Eingangs-

tür des AfD-Wahlkreisbüros in Walsrode großflächig beschädigt. 

Auch von Outing-Aktionen war die AfD 2023 erneut betroffen. So 

wurden am 29.12.2023 in einem linksextremistischen Online-Portal 

zahlreiche AfD-Funktionäre mit ihren Wohnanschriften geoutet, 

darunter sechs niedersächsische Bundestagsabgeordnete. Körper-

liche Übergriffe auf AfD-Angehörige blieben in Niedersachsen aus.

Vom 19. bis zum 20.08.2023 führte die AfD ihren diesjährigen 

Landesparteitag in Celle durch. Wie schon bei früheren Landes-

parteitagen formierte sich dagegen Protest. Unter dem Motto 

„Gegenhalten für ein solidarisches Celle“ mobilisierte ein breites 

Bündnis namens „Celle #noAfD“, dem u. a. Gewerkschaften, 

religiöse Organisationen, Gedenkstätten, Sozialverbände und 

politische Parteien angehörten. Neben demokratischen Zusammen-

schlüssen riefen ebenfalls linksextremistische Organisationen zur 

Beteiligung an den Protesten gegen den Parteitag der AfD auf, 

darunter die zur postautonomen „Interventionistischen Linken“ 

(IL) gehörenden Gruppierungen „Basisdemokratische Linke“ (BL) 

und „Interventionistische Linke Hannover“ (IL Hannover) sowie 

die dem postautonomen Bündnis „…umsGanze! Kommunistisches 

Bündnis“ (uG) zuzuordnenden Gruppen „In/Progress“ und „Redical 

[M]“. Auch autonome Gruppierungen wie die „Antifaschistische 

Aktion Lüneburg/Uelzen“ (AALG/UE), die „Salt City Antifa“ (SCA), 

das „Antifaschistische Café Braunschweig“ und die „Antifajugend 

Lüneburg“ (AJL) beteiligten sich.

Vor der Tagungshalle versammelten sich am Samstag (19.08.2023) 

etwa 1.400 Demonstrierende. Einige von ihnen versuchten nach der 

Anreise der Teilnehmenden die Einfahrt auf das Parteitagsgelände 

erfolglos zu blockieren. Bereits am Vortag hatten unbekannte 

Täter auf einer weißen Schutzplane an der Südfassade des Celler 

Schlosses mit schwarzer Farbe die Buchstaben „NO AFD“ und „NO 

NAZIS“ gesprüht.
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Parallel zum Parteitag verübten zudem unbekannte Täter einen 

Farbanschlag auf das AfD-Parteibüro in Hannover. Die IL Hannover 

kommentierte auf einem ihrer Social Media-Accounts den Farb-

anschlag mit den Worten:

„Dieses Bild wurde uns netterweise zugesandt: Denn auch in Hannover blieb die AfD an 

diesem Wochenende nicht verschont.“

Links-Rechts-Auseinandersetzungen in Braunschweig und im Raum 

Göttingen

Gewalttätige Auseinandersetzungen prägen seit Jahren das Verhält-

nis zwischen Links- und Rechtsextremisten auch in Niedersachsen. 

Betroffen davon sind vor allem Stadt und Raum Göttingen und 

in jüngerer Zeit auch Braunschweig, wo es häufig zu Übergriffen 

zwischen beiden Extremismen kam.

Nachdem sich die Lage zwischenzeitlich etwas beruhigt hatte, gab 

es 2023 in Braunschweig wieder Auseinandersetzungen zwischen 

Links- und Rechtsextremisten. So attackierten mehrere Personen 

am 12.08.2023 einen Rechtsextremisten und verletzten ihn mit 

einer abgebrochenen Flasche am Hinterkopf. Dabei erlitt das Opfer 

eine Platzwunde und musste im Krankenhaus behandelt werden. 

Unbekannte Täter sprühten zudem am 15.12.2023 Bauschaum in 

den Briefkasten eines Rechtsextremisten. Zwischen dem 11. und 

18.12.2023 warfen unbekannte Täter eine Scheibe der Wohnung 

eines Rechtsextremisten ein.

Im Rahmen der Auseinandersetzungen zwischen Links- und Rechts-

extremisten bzw. denjenigen, die Linksextremisten dafür halten, 

spielte Göttingen auch 2023 weiterhin eine bedeutende Rolle. 

Gegen die von Personen aus dem Spektrum der „Delegitimierer“ 

und „Querdenker“ veranstaltete Kundgebung unter dem Motto 

„Herbsterwachen für mehr Menschlichkeit“ am 16.09.2023 in 

Göttingen protestierte ein breites Bündnis, dem u. a. Gewerk-

schaften, Nichtregierungsorganisationen und politische Parteien 

angehörten. Neben den demokratischen Organisationen hatten 

auch linksextremistische Gruppierungen, wie die zur postautonomen 
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Organisation IL gehörenden Gruppierungen „Basisdemokratische 

Linke“ (BL) und „Sozialistische Perspektive“ (SP) sowie die dem post-

autonomen Bündnis uG zuzuordnende Gruppe „Redical [M]“ zu den 

Protesten aufgerufen.

An der Veranstaltung beteiligten sich schließlich etwa 1.500 

Demonstrierende, darunter Angehörige der autonomen Szene. 

Schon während der Kundgebung auf dem Bahnhofsvorplatz gelang 

es Gegendemonstranten, die Redebeiträge der „Delegitimierer“ 

und „Querdenker“ zu übertönen. Als diese durch die Göttinger 

Innenstadt ziehen wollten, versuchten etwa 200 Protestierende, 

deren Aufzugstrecke zu blockieren. Auf Höhe des Autonomen 

Zentrums „Jugendzentrum Innenstadt“ zogen einige Vermummte 

u. a. Müllcontainer auf die Fahrbahn und zündeten sie an. Die Polizei 

leitete daraufhin die Aufzugsstrecke um. Doch auch die Ausweich-

route wurde blockiert und Teilnehmende der „Delegitimierer“- und 

„Querdenker“-Demonstration mit Äpfeln beworfen. Im Zusammen-

hang mit den Sachbeschädigungen wurden zwei Tatverdächtige 

festgenommen. Zwei ursprünglich zusätzlich zur Kundgebung der 

„Delegitimierer“ und „Querdenker“ geplante Autokorsos sagten die 

Veranstalter ab.

Außerdem gab es in Göttingen immer wieder szenetypische Delikte 

wie Beleidigungen, Pöbeleien, Sachbeschädigungen und körperliche 

Auseinandersetzungen zwischen Links- und Rechtsextremisten sowie 

sogenannte Outing-Aktionen zur Bloßstellung des politischen Gegners.

Ereignisse im Zusammenhang mit Burschenschaften

Vor allem in Göttingen, aber auch in anderen niedersächsischen 

Universitätsstädten, sind immer wieder Übergriffe auf Verbindungs-

studenten und deren Einrichtungen zu verzeichnen, mit zunehmender 

Tendenz. Den Korps-Angehörigen werden vor allem von der links-

extremistischen Szene pauschal Affinitäten ins rechtsextremistische 

Milieu unterstellt. Aus diesem Grunde gehören sie zu den erklärten 

Feindbildern der „Autonomen“ auch in Niedersachsen. Der Konflikt 

zwischen Linksextremisten und Verbindungsstudenten war weiter-

hin in vielen niedersächsischen Universitätsstädten im Jahr 2023 ein 

Thema. So bewarfen in den frühen Morgenstunden des 31.01.2023 
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in Göttingen unbekannte Täter die Hausfassade eines Verbindungs-

hauses mit Christbaumkugeln, die mit roter und schwarzer Farbe 

befüllt waren. Am 02.03.2023 beschmierten ebenfalls in Göttingen 

unbekannte Täter die Grundstücksmauer einer Burschenschaft 

mit dem Schriftzug „ANTIFA AREA“.  In Hannover beschmierten 

unbekannte Täter am 11.01.2023 den Briefkasten einer Burschen-

schaft mit den Worten „Faschos”, „FCK NZS” (Fuck Nazis), „Fick 

Burschis”, „NZS” (Nazis), „161”125 und „1312”.126 Am 27.10.2023 

brachten unbekannte Täter den Schriftzug „Fuck the Patriarchy” 

sowie ein Hammer- und Sichel-Zeichen an der Gebäudefassade des 

Studentenwohnheimes einer hannoverschen Studentenverbindung 

an.  

Die jüngsten Ereignisse verdeutlichen, dass sich Verbindungs-

studenten und ihre Örtlichkeiten weiterhin im Fokus der links-

extremistischen Szene in Niedersachsen befinden. Daher muss auch 

künftig mit linksextremistisch motivierten Übergriffen auf Burschen-

schaftler und ihre Einrichtungen gerechnet werden.

Kampf gegen Repression

Gewöhnlich wird der Begriff „Repression“ dafür verwendet, 

Unterdrückung und Menschenrechtsverletzungen in autoritären 

oder diktatorischen Systemen zu benennen. Linksextremisten 

übertragen den Begriff aber auf die innenpolitische Situation in 

Deutschland. Konkret verstehen sie hierunter die Unterdrückung 

der individuellen, sozialen und politischen Entfaltung der oder des 

Einzelnen durch gesellschaftliche Strukturen oder autoritäre Verhält-

nisse in Deutschland, insbesondere durch Handlungen staatlicher 

Exekutivorgane. Vor allem der Staat und seine sicherheitsbehörd-

lichen Einrichtungen wie die Polizei, die Nachrichtendienste und 

die Justiz stehen dabei im Fokus der Kritik. Als staatliche bzw. vom 

Staat gelenkte „Repressionsorgane“ bekämpfen sie nach Meinung 

von Linksextremisten die Bürger ihres Landes, kriminalisieren sie und 

hindern sie daran, sich frei entfalten zu können. Zugleich schützen 

sie ihrer Meinung nach „Faschisten“, also Rechtsextremisten bzw. 

125  Das Kürzel „161“ steht für „Antifaschistische Aktion“.

126  Das Kürzel „1312“ steht für „All Cops are Bastards“ (Alle Polizisten sind Bastarde).
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diejenigen, die Linksextremisten dafür halten, und arbeiten mit 

ihnen zusammen. Ziel der linksextremistischen „Antirepressions-

Arbeit“ ist es, sich selbst als Opfer permanenter Überwachung, Ver-

folgung und Reglementierung durch den Staat zu stilisieren, um auf 

diese Weise ihr Handeln zu legitimieren und den demokratischen 

Rechtsstaat zu delegitimieren.

Zentrales Thema der linksextremistischen Szene im Aktionsfeld 

„Antirepression“ war auch 2023 der seit dem 08.09.2021 am Ober-

landesgericht (OLG) in Dresden laufende Strafprozess gegen Lina E. 

und ihre drei Mitangeklagten. Am 31.05.2023 fällte das OLG sein 

Urteil im sogenannten Antifa-Ost-Verfahren gegen die „Eisenacher 

Gruppe”. Die Hauptanklagte Lina E. erhielt eine Freiheitsstrafe von 

fünf Jahren und drei Monaten, ihre Mitangeklagten Philipp Jonathan 

M. drei Jahre und drei Monate, Lennart A. drei Jahre und Janis R. 

zwei Jahre und fünf Monate. Sie wurden für schuldig befunden, 

Mitglieder einer linksextremistischen kriminellen Vereinigung zu 

sein und u. a. gemeinschaftliche gefährliche Körperverletzung 

und besonders schweren Landfriedensbruch begangen zu haben. 

In Sachsen und Thüringen sollen sie zwischen August 2018 und 

Sommer 2020 mindestens sechs Überfälle auf insgesamt 13 Rechts-

extremisten verübt und ihnen dabei teilweise lebensbedrohliche 

Verletzungen, wie Gesichtsfrakturen, mit lebenslangen Schäden 

zugefügt haben. Da das Gericht keine ausreichende Fluchtgefahr 

erkennen konnte, wurde der Haftbefehl gegen Lina E. außer Voll-

zug gesetzt. Unmittelbar nach der Urteilsverkündung kam sie daher 

nach zweieinhalb Jahren Untersuchungshaft unter Meldeauflagen 

solange auf freien Fuß, bis das Urteil rechtskräftig geworden ist. 

Ihre Mitangeklagten bleiben bis dahin ebenfalls in Freiheit. Sowohl 

die Angeklagten als auch die Bundesanwaltschaft haben Revision 

gegen das Urteil eingelegt.

Die linksextremistische Szene sieht in dem Verfahren gegen 

die sogenannte Eisenacher Gruppe und vor allem in dem Urteil 

gegen ihre Mitglieder einen weiteren Angriff des Staates auf 

sogenannte antifaschistische Strukturen. Aus diesem Grund gab 

es bereits während des laufenden Prozesses bundesweit immer 

wieder Solidarisierungsaktionen mit den Angeklagten, so auch in 
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Niedersachsen. Im wendländischen Meuchefitz (Landkreis Lüchow-

Dannenberg) forderte das autonome Spektrum z. B.: „Free Lina – 

Free them all. Freiheit für alle Inhaftierten“. Sogenannte Autonome 

Gruppen in Lüneburg betonten in den sozialen Netzwerken:

„Lasst uns zusammen am Tag der Urteilsverkündung und an Tag X auf die Straße gehen und 

kreativ, laut und militant klarmachen, dass wir uns nicht einschüchtern lassen! Ein Angriff 

auf eine*n von uns ist ein Angriff auf uns alle!“ 

Unter dem Motto „Free Lina“ erhielt die Hauptangeklagte Lina 

E. so bereits nach kürzester Zeit den Status einer Märtyrerin. 

Neben Solidarisierungsaufrufen und Protestkundgebungen kam es 

während des Prozesses immer wieder zu Sachbeschädigungen und 

Brandstiftungen. So gingen etwa in der Nacht auf den 23.03.2023 

auf dem Gelände eines Autohauses in Leipzig zahlreiche Autos in 

Flammen auf. Kurz darauf bekannten sich „Autonome“ auf einem 

linksextremistischen Internetportal zu der Tat.

Am Tag der Urteilsverkündung am 31.05.2023 gab es u. a. in Berlin, 

Bremen, Hamburg und Leipzig Solidarisierungsaktionen mit dem ver-

meintlich antifaschistisch motivierten Vorgehen der Angeklagten im 

„Antifa-Ost-Verfahren“. Bei Ausschreitungen bewarfen Vermummte 

die anwesenden Polizeikräfte mit Steinen, Flaschen und Pyrotechnik. 

Auch in Niedersachsen fanden Solidarisierungsdemonstrationen 

statt. An ihnen nahmen in Hannover rund 350 Personen teil, darunter 

Mitglieder der postautonomen „Interventionistischen Linken“ (IL). In 

Göttingen kamen etwa 150 Teilnehmende zusammen, in Hildesheim 

folgten dem Aufruf des autonomen „Antifaschistischen Kollektivs 

*37“ zur Solidarität mit den Angeklagten im „Antifa-Ost Verfahren“ 

etwa 30 Personen. Zudem nahmen Personen aus der autonomen 

Szene Niedersachsens an einer gleichgearteten Demonstration in 

Bremen teil. 

Über Monate hatte zuvor die linksextremistische Szene sowohl 

bundesweit als auch in Niedersachsen – dort u. a. die Redical [M] 

aus Göttingen – für den Samstag nach der Urteilsverkündung, den 

sogenannten Tag X, zu einer Demonstration nach Leipzig mobilisiert. 

Wiederholt hatte zudem die autonome Szene angekündigt, jedes 
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Jahr Haftstrafe für die Angeklagten mit einem Sachschaden von 

jeweils einer Million Euro zu beantworten. Aufgrund der Gefahr 

eines unfriedlichen Verlaufs der Leipziger Demonstration wurde 

diese am 01.06.2023 von der Versammlungsbehörde ebenso 

verboten wie alle Versammlungen mit inhaltlichen Bezügen zum 

„Antifa-Ost-Verfahren”. Sowohl das Verwaltungsgericht Leipzig als 

auch das Oberverwaltungsgericht Bautzen lehnten einen Eilantrag 

der Organisatoren gegen das Verbot ab. Das Bundesverfassungs-

gericht nahm ihn nicht zur Entscheidung an und bestätigte damit 

das Demonstrationsverbot.

Bereits am Abend des 02.06.2023 bzw. in der Nacht zu Samstag, 

den 03.06.2023, dem „Tag X“, kam es in Leipzig dennoch zu Aus-

schreitungen. Polizeieinsatzkräfte wurden von „Autonomen“ 

mit Steinen und Molotowcocktails angegriffen. Zudem brannten 

Barrikaden und Autos, eine Polizeistation wurde erheblich 

beschädigt. Eine unter dem Motto „Die Versammlungsfreiheit gilt 

auch für Leipzig“ für den 03.06.2023 angemeldete Versammlung 

nutzten Linksextremisten als Ersatzveranstaltung für die verbotene 

„Tag X“–Demonstration. In deren Verlauf griffen Vermummte die 

Polizei mit Steinen, Flaschen und Pyrotechnik an. Daraufhin setzte 

die Polizei etwa 1.000 teilweise vermummte Teilnehmende fest und 

nahm ihre Personalien auf. Über 100 Personen kamen in Präventiv-

haft, mindestens 50 Polizisten erlitten im Verlauf des „Tag X“-

Wochenendes Verletzungen. 

Auch in Niedersachsen erfolgten am „Tag X“ Aktionen, u. a. in 

Hannover und Osnabrück. So brachte die Ortsgruppe von „Ende 

Gelände“ (EG) Hannover am Neuen Rathaus in Hannover ein Trans-

parent mit einer Solidaritätsbekundung für die Angeklagten im 

„Antifa-Ost-Verfahren” an. In Osnabrück montierte das „Offene Anti-

fa-Café Osnabrück“ ein Transparent an das Hegertor mit der Aufschrift 

„Freiheit für Lina & alle anderen Verfolgten Antifaschist* innen“.

Vorfälle in der ungarischen Hauptstadt Budapest verdeutlichen, 

dass das Tatmuster der „Eisenacher Gruppe“ nicht singulär und auf 

Deutschland begrenzt ist. Zwischen dem 09. und 11.02.2023 kam es 

dort anlässlich des von Rechtsextremisten begangenen „Tages der 
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Ehre“127 zu fünf gewaltsamen Übergriffen auf Personen, die die Täter 

z. B. aufgrund ihrer Kleidung der „rechten“ Szene zurechneten. Die 

Geschädigten – zwei deutsche, vier ungarische und drei polnische 

Staatsangehörige – erlitten dabei teils erhebliche Verletzungen. Der 

Modus Operandi der Angriffe ähnelte stark der Vorgehensweise der 

„Eisenacher Gruppe“. Mittlerweile wurden von den ungarischen und 

deutschen Behörden Tatverdächtige ermittelt, die sich mutmaßlich 

an den Überfällen beteiligt hatten. Bei der Mehrheit dieser Personen 

handelt es sich um deutsche Linksextremistinnen und -extremisten. 

Dazu zählen auch relevante Akteure der sogenannten Eisenacher 

Gruppe und ihres Umfeldes.

Die mutmaßliche Beteiligung von Mitgliedern der „Eisenacher 

Gruppe“ und anderer deutscher Linksextremisten an den Überfällen 

in Budapest zeigt, dass sie auch angesichts laufender Gerichtsver-

fahren nicht vor weiteren gewalttätigen Angriffen zurückschrecken. 

Die Akteure fühlen sich verbunden durch ihren ideologischen Hinter-

grund und ihren gewaltsamen „antifaschistischen Kampf“, für den 

sie offenbar einen aus ihrer Sicht mittlerweile bewährten Modus 

Operandi gefunden haben, indem Einzelpersonen aus der Überzahl 

heraus überfallen und erheblich verletzt werden. 

Weitere Aktionen in Niedersachsen

Nach den Rechtsextremistinnen und -extremisten befindet sich 

auch die Polizei weiterhin als ein zentrales linksextremistisches 

Feindbild im Fokus der autonomen Szene. So warfen in den frühen 

Morgenstunden des 07.08.2023 unbekannte Täter mindestens 

elf mit roter Farbe gefüllte Luftballons gegen die Fassade der 

Polizeistation List in Hannover. In einem am 17.08.2023 auf 

einem linksextremistischen Internetportal veröffentlichten Selbst-

bezichtigungsschreiben begründeten die Täter den Farbanschlag 

u. a. mit dem Tod des 16-jährigen Geflüchteten Mouhamed Lamine 

Dramé, der am 08.08.2022 während eines Polizeieinsatzes in 

Dortmund ums Leben kam.

127  Jedes Jahr gedenken tausende Teilnehmende am sogenannten Tag der Ehre der deutschen 
Wehrmacht, der Waffen-SS und ihrer ungarischen Kollaborateure, die im Jahr 1945 ver-
suchten, aus einer Einkesselung durch die Rote Armee rund um Budapest auszubrechen.
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Die linksextremistischen „Libertären Kommunist*innen Osnabrück“ 

(LIKOS) riefen gemeinsam mit demokratischen und linksextremistisch 

beeinflussten Gruppierungen den August 2023 zum „Monat gegen 

Polizeigewalt“ aus. Anlass dafür war der erste Jahrestag des Todes 

von Mouhamed Lamine Dramé.128  

Am 08.11.2023 durchsuchte die Polizei in mehreren Bundesländern 

Wohnungen von Personen der linksextremistischen Szene. Ihnen wurde 

im Zusammenhang mit einer Demonstration am 01.05.2023 in Gera 

(Thüringen) u. a. Landfriedensbruch vorgeworfen. Auch in Nieder-

sachsen wurde bei einem Mitglied der autonomen Szene in Göttingen 

durchsucht. Aus Solidarität mit der betroffenen Person demonstrierten 

nach einem Aufruf der linksextremistischen „Basisdemokratischen 

Linken“ (BL) am 11.11.2023 etwa 270 Menschen in Göttingen. Dabei 

zündeten sie im Verlauf der Veranstaltung Pyrotechnik.

Die „Rote Hilfe“

Die bedeutendste Gruppierung, die sich in erster Linie der „Anti-

repressions-Arbeit“ widmet, ist der von Linksextremisten getragene 

Verein „Rote Hilfe e. V.“ (RH). Die RH wurde 1975 wiedergegründet, 

nachdem es sie bereits in der Weimarer Republik gab und ist in 

Göttingen ansässig. Über den Bundesverband hinaus existieren 

etwa 50 Ortsgruppen bundesweit. In Niedersachsen gibt es mit 

Braunschweig, Göttingen, Hannover, Oldenburg und Osnabrück 

fünf selbstständige Ortsgruppen.

Die RH versteht sich als „Selbsthilfeorganisation für die gesamte 

Linke“. Bewusst verzichtet sie darauf, sich von extremistischen 

Zusammenschlüssen zu distanzieren. Ihre Hauptaufgabe sieht sie im 

Kampf gegen „staatliche Repression“. Sie bietet Linksextremisten 

politischen und sozialen Rückhalt und leistet juristische und 

finanzielle Unterstützung, wenn sie straffällig werden. So gewährt 

sie Rechtshilfe, vermittelt Szeneangehörigen Anwälte und betreut sie 

sowohl in Strafverfahren als auch während einer möglichen Haftzeit. 

Außerdem stellt sie zu besonderen Veranstaltungen, beispielsweise 

128  Instagram-Account der LIKOS.
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bei Demonstrationen, sogenannte Ermittlungsausschüsse129 bereit. 

Die RH begleitet zudem strafprozessuale Maßnahmen u. a. mit 

Solidaritätsveranstaltungen und Kampagnen, um auf diese Weise 

die vermeintliche Repression staatlicher Behörden gegen politische 

Aktivisten zu „entlarven“. So versucht sie, die Vernetzung und 

den Zusammenhalt der unterschiedlichen linksextremistischen 

Strömungen zu festigen und zu sichern. Ferner bietet sie Ver-

anstaltungen und Vorträge für die linksextremistische Szene z. B. in 

Autonomen Zentren an und leistet sowohl für extremistische als auch 

nicht extremistische Organisationen Rechtsberatung vor, während 

und nach Demonstrationen.

Das „Antifa Ost-Verfahren” gegen die „Eisenacher Gruppe” stellte 

2023 das zentrale Thema der RH dar und wurde bundesweit, u. a. von 

der Ortsgruppe (OG) Osnabrück der RH, mit regelmäßigen Beiträgen 

eingehend begleitet. Darüber hinaus solidarisierten sich weitere 

niedersächsische OG der RH mit den Angeklagten im „Antifa-Ost-Ver-

fahren”. So teilte am 21.03.2023 die OG Hannover den Spendenauf-

ruf der OG Berlin für die von „Repression betroffenen Genoss:innen 

im Nachklang der erfolgreichen Proteste gegen den `Tag der Ehre´”.130 

Am 31.05.2023 riefen die OG Hannover und die OG Oldenburg zur 

Teilnahme am „Tag X” in Leipzig sowie zur Demonstration am Tag der 

Urteilsverkündung in Hannover bzw. in Bremen auf.131

Im Zusammenhang mit den Budapester Gewalttaten während des 

„Tages der Ehre” gegenüber Rechtsextremisten bzw. denjenigen, 

die Linksextremisten dafür hielten, startete die RH bundesweit eine 

Kampagne zur Unterstützung der inhaftierten Tatverdächtigten und 

beendete ihren Aufruf mit den Worten:

„Wir rufen deshalb nachdrücklich alle Linken zur Solidarität mit den Betroffenen auf! Die 

Rote Hilfe e. V. fordert zudem die sofortige Entlassung der Inhaftierten, sowie die Aufhe-

bung der kürzlich erlassenen Haftbefehle.“

(Internetseite der Roten Hilfe, 06.11.2023)

129  Die Aufgabe von Ermittlungsausschüssen besteht darin, sich um Festgenommene zu küm-
mern und Rechtsanwälte zu vermitteln.

130 Internetseite der Roten Hilfe Hannover.

131  Internetseite der Roten Hilfe Hannover.

185

Linksextremismus



Da das Aktionsfeld „Antirepression“ weiterhin einen hohen Stellen-

wert innerhalb des linksextremistischen Spektrums, insbesondere in 

der autonomen Szene, einnimmt, kann die RH seit mehreren Jahren 

hohe Mitgliederzahlen verbuchen. So sind gegenwärtig in Nieder-

sachsen etwa 1.300 Personen in der RH organisiert, bundesweit 

waren es 2022 mehr als 12.000 Personen.

Zur Struktur des Vereins gehört auch das am 18.02.2005 in 

Umsetzung eines Beschlusses der RH-Hauptversammlung in 

Göttingen gegründete und dort ansässige „Hans-Litten-Archiv“, 

benannt nach einem Rechtsanwalt, der zu Zeiten der Weimarer 

Republik für die „Rote Hilfe Deutschland“132 tätig war.

Klimaschutz

Der Klimaschutz ist ein Thema, das die Menschen bewegt. Um der 

globalen Erderwärmung und ihren Folgen entgegenzuwirken, hat 

sich in den letzten Jahren eine weltweit agierende Klimaschutz-

bewegung formiert. Ihr Ziel ist es, Druck auf die Regierungen aus-

zuüben, um den Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase drastisch 

zu verringern. Mit zahlreichen Demonstrationen und sonstigen 

Protestaktionen will vor allem die nicht extremistische „Fridays for 

Future“-Bewegung (FFF) dazu beitragen, dass die im Pariser Klima-

schutzabkommen vom 12.12.2015 getroffenen Vereinbarungen 

erreicht werden und die globale Erderwärmung auf deutlich unter 

zwei Grad Celsius gegenüber vorindustriellen Werten begrenzt wird. 

Die von der Klimaschutzbewegung initiierten globalen Klimastreik-

tage haben deutlich gemacht, dass Linksextremisten auch in Nieder-

sachsen versuchen, die Klimaschutzbewegung für ihre Interessen 

zu vereinnahmen. Dabei folgen sie ihrer Strategie, gesellschaftlich 

relevante Themen aufzugreifen, um mit diesen bis in die Mitte der 

Gesellschaft anschlussfähig zu werden. Vor allem postautonome 

Gruppierungen wie die IL versuchen, strategische Bündnisse mit 

dem demokratischen Spektrum zu schließen, um dieses für ihre 

Interessen zu instrumentalisieren und mittelfristig zu radikalisieren. 

Dass für die IL Klimaschutz Mittel zum Zweck ist, macht sie in einem 

ihrer Positionspapiere deutlich. Dort heißt es: 

132  „Rote Hilfe Deutschland“ existierte von 1924 bis zu ihrer Selbstauflösung 1936.
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„Die Macht des fossil-industriell-militärischen Komplex und die Binnen-`Logik´ des Kapitals 

sind nicht voneinander zu trennen. Ziel massenhaften Ungehorsams ist nicht `nur´ Be- bzw. 

Verhinderung konkreter Zerstörungen, sondern selbstverständlich auch Vertiefung und In-

tensivierung der gesellschaftlichen Auseinandersetzung über die herrschenden Zustände 

insgesamt. Eine Klimabewegung wird bei aller Dringlichkeit ihres Anliegens nicht als Ein-

Punkt-Bewegung erfolgreich sein können. Sie muss sich vielmehr in Beziehung setzen und 

verbinden mit weiteren Kämpfen u. a. für Solidarität mit Geflüchteten, Care-Revolution, 

Recht auf Stadt, gegen Austerität, das herrschende Arbeits- bzw. Prekaritätsregime, Milita-

rismus sowie jegliche weiteren Herrschaftsformen.“

(Internetseite der IL, „Globale Solidarität statt systemischer Wahnsinn“, 14.11.2023)

Die IL ist bereits seit längerem ein steuernder Faktor in dem links-

extremistisch beeinflussten Bündnis „Ende Gelände“ (EG). Unter 

dem Motto „System Change not Climate Change“ wendet sich das 

Bündnis EG gegen die weitere Nutzung der Braun- und Steinkohle 

und fordert eine „Abkehr vom fossilen Kapitalismus.“ 

Auf ihrer Internetseite beansprucht die IL die Gründungsinitiative 

des Bündnisses EG für sich, wenn sie schreibt: 

„Mit Ende Gelände haben wir ein unglaublich großes Ding geschaffen.“ 

(Internetseite der IL, 17.11.2023) 

EG hat sich in letzter Zeit organisatorisch und verstärkt auch inhalt-

lich dem Linksextremismus angenähert. Diese Entwicklung spiegelt 

sich vor allem in den Publikationen des Bündnisses wider. In ihrem 

2022 erschienenen Buch „We shut shit down“133 legt EG unmiss-

verständlich seine Einstellung zum Staat, seinen Institutionen und 

Repräsentanten dar. So heißt es dort etwa: 

„Verbunden mit unserer Forderung nach dem Ende der Kohlenutzung war immer auch die 

Forderung nach der Überwindung eines Systems, das weltweite Ungleichheit und Zerstö-

rung hervorruft und Haupttreiber der Klimakrise ist: des Kapitalismus.“ 

(Ende Gelände, „We shut shit down“, Hamburg 2022, S. 139)

133   Vgl. Ende Gelände, „We shut shit down“, Hamburg 2022. 

187

Linksextremismus

Logo Ende Gelände



Dass es EG mit seinen Forderungen nicht nur um eine Veränderung 

der bestehenden Wirtschaftsordnung geht, die grundgesetzlich 

nicht festgelegt ist, sondern zugleich auch um eine Überwindung 

des demokratischen Rechtsstaates, macht EG im weiteren Verlauf 

deutlich, wenn es betont: 

„Für uns ist Kapitalismus nicht nur eine Wirtschaftsordnung, sondern eine Gesellschafts-

ordnung.“  

(Ende Gelände, „We shut shit down“, S. 142)

In der Praxis bedeutet diese Einstellung, dass sich EG nicht nur für 

den Klimaschutz engagiert, sondern – und somit im Gegensatz zu 

den weit überwiegenden Organisationen innerhalb der Klimaschutz-

bewegung – sich auch thematisch der autonomen Szene annähert. 

Auch in Niedersachsen ist diese Entwicklung wahrnehmbar. EG 

Hannover lud z. B. gemeinsam mit der IL zu einer Veranstaltung zur 

Geschichte der Ökobewegung und des Ökosozialismus unter dem 

Motto „Klassenkampf, Feminismus, Ökosozialismus“ ins Autonome 

Zentrum „Unabhängiges Jugendzentrum Kornstraße” (UJZ Korn) 

ein.134 Das Bündnis rief zudem zur „Solidarität mit den Angeklagten 

im Antifa-Ost-Verfahren“ auf und mobilisierte zu Protesten am Tag 

der Urteilsverkündung in Hannover und am Samstag danach, dem 

sogenannten Tag X, in Leipzig.135 

Zentrales Thema im Aktionsfeld Klimaschutz stellte 2023 die 

Räumung des Dorfes Lützerath (Nordrhein-Westfalen) dar. Am 

11.01.2023 begann die Polizei damit, den von Klimaaktivisten 

besetzten Erkelenzer Ortsteil Lützerath im Rheinischen Revier zu 

räumen, damit der Energiekonzern RWE die unter dem Ort liegende 

Braunkohle abbaggern kann. Klimaaktivisten, unter ihnen auch Links-

extremisten, hatten sich seit längerer Zeit sowohl in den von ihnen 

in Lützerath besetzten Häusern als auch in von ihnen errichteten 

Baumhäusern auf diesen ebenfalls als „Tag X“ bezeichneten Beginn 

der Räumung vorbereitet. Sie legten u. a. Wassergräben und Tunnel 

134 Twitter-Account von „EG Hannover“ (gelesen am 12.07.2023).

135 Twitter-Account von „EG Hannover“ (gelesen am 12.04.2023).
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an und errichteten Barrikaden mit dem Ziel, dadurch die Räumung 

so lange wie möglich hinauszuzögern. Bereits Anfang Januar 

hatten erste den Abriss vorbereitende Maßnahmen eingesetzt, die 

von brennenden Barrikaden und Attacken auf Polizeibeamte mit 

Flaschen, Steinen und Pyrotechnik begleitet wurden. 

Vier Tage nach Räumungsbeginn, am 14.01.2023, fand im benach-

barten Ortsteil Keyenberg eine Großdemonstration im Dauerregen 

und bei starken Windböen mit etwa 15.000 Teilnehmenden statt. 

Etwa 5.000 von ihnen beteiligten sich nicht an der Versammlung, 

sondern bewegten sich umgehend in Richtung der Abbaukante. Ein 

Sprecher hatte zuvor mit den Worten

„Lasst euch von der Polizei nicht aufhalten. Wir sind mächtig. Wir sind auf der Seite der 

Gerechtigkeit. Wir lassen uns von diesem repressiven System nicht aufhalten. Wir stoppen 

diesen Tagebau. Macht alles, was ihr für richtig haltet.”136  

dazu aufgerufen, sich über Anweisungen der Polizei hinwegzusetzen und betont, er fände 

es legitim, wenn die Teilnehmenden versuchten, in das abgesperrte 

Lützerath vorzudringen.

Es kam zu teilweise gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen 

Demonstranten und der Polizei als Teilnehmende versuchten, 

Absperrungen zu durchbrechen, um an die Abbruchkante bzw. den 

Tagebau zu gelangen. Einzelne Demonstrierende attackierten Ein-

satzwagen der Polizei, zerstachen Reifen, zerstörten Außenspiegel 

und warfen Brandsätze und Pyrotechnik in Richtung der Beamten. 

Währenddessen ging die Räumung von Lützerath weiter. Einsatz-

kräfte der Polizei holten Aktivisten aus ihren Baumhäusern. Bereits 

geräumte Häuser wurden abgerissen. Fünf Tage nach Beginn der 

Räumung von Lützerath verließen die letzten beiden noch ver-

bliebenen Klimaaktivisten einen selbst gebauten Tunnel unter der 

Siedlung, in dem sie sich mehrere Tage verschanzt hatten. Die 

Räumung von Lützerath war damit abgeschlossen.

136 O. V., Tausende bei Demo, viele an der Abbruchkante vom 14.01.2023, in: https://www.
tagesschau.de/inland/gesellschaft /luetzerath-protest-demonstration-101.html (abgeru-
fen am 15.01.2023).
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Auch niedersächsische Linksextremisten beteiligten sich an den 

Protesten gegen die Räumung von Lützerath, insbesondere an 

der Großdemonstration am 14.01.2023. Neben demokratischen 

Organisationen wie „Fridays for Future“ (FFF) riefen auch Links-

extremisten wie die postautonomen Bündnisse „Interventionistische 

Linke“ (IL) und das Bündnis „…ums Ganze! Kommunistisches Bünd-

nis“ (uG) oder die Göttinger Gruppierungen „Basisdemokratische 

Linke“ (BL) und „Redical [M]“ zur Teilnahme an den Protesten auf. 

Die „Redical [M]“ distanzierte sich dabei ausdrücklich nicht von 

der Anwendung von Gewalt. So forderte sie in ihren Social Media-

Kanälen, der „unsäglichen Gewaltdebatte nicht auf den Leim zu 

gehen, sie dient dazu die politischen Anliegen in den Hintergrund 

zu drängen“ und betonte: 

„Wir distanzieren uns von nichts …“

Während und nach der Räumung von Lützerath wurden bundes-

weit Solidaritätsaktionen durchgeführt und Resonanzstraftaten 

begangen. 

Der Räumungsstart in Lützerath hat auch in Niedersachsen 

zu Protesten geführt. So gingen anlässlich des bundesweiten 

Aktionstags für Lützerath am 11.01.2023 in Hannover etwa 300 

Personen und in Göttingen rund 550 Menschen aus Solidarität mit 

den Besetzerinnen und Besetzern auf die Straße. Neben demo-

kratischen Organisationen wie FFF riefen z. B. in Göttingen auch 

linksextremistische Gruppierungen wie die BL zu Protesten auf. Die 

Göttinger Ortsgruppe des linksextremistisch beeinflussten Bünd-

nisses EG forderte unter dem Motto „Auf nach Lützerath – Gegen 

Kapital und Staat“ zur Teilnahme an den Protesten gegen die 

Räumung auf. Im Verlauf der Demonstration wurden in Göttingen 

das Stadtbüro der SPD sowie mehrere Bushaltestellen beschädigt. 

In Hannover hatten Klimaaktivisten in der Nacht vom 10. auf den 

11.01.2023 den Eingang zu den Büros des Energiekonzerns RWE 

im Stadtteil List versperrt, während am Nachmittag verschiedene 

Gruppierungen vor dem Hauptbahnhof demonstrierten. In Olden-

burg wurde das Türschloss der Geschäftsstelle der Partei BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN verklebt, in Osnabrück die Fenster und Türen 
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des Büros einer Bundestagsabgeordneten vom BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN besprüht. Vor dem Braunschweiger Schloss fand am 

11.01.2023 eine Mahnwache statt. Am 22.01.2023 entwendeten 

ferner mehrere Personen diverse Bauzäune von einer Baustelle und 

versperrten damit das Parteibüro von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 

Göttingen. Zudem wurden die Fenster des Parteibüros mittels gelber 

Farbe mit dem Schriftzug „Lützi bleibt“ beschmiert. 

Weitere Aktionen in Niedersachsen

Die Schnellwege in Hannover werden im Laufe der kommenden 

Jahre einer großflächigen Modernisierung und Instandsetzung 

unterzogen, so auch der Südschnellweg. Zur Umsetzung dieses 

Vorhabens mussten Bäume und Büsche des Naherholungsgebiets 

Leinemasch gerodet werden.

Zahlreiche örtliche Klima- und Umweltschutzinitiativen haben 

sich deshalb im Herbst 2021 in der Initiative „Leinemasch BLEIBT“ 

zum Schutz der Leinemasch gegen die geplante Verbreiterung des 

Südschnellwegs zusammengeschlossen und machen seitdem in 

Form von Protesten, Veranstaltungen und Versammlungen auf die 

Problematik aufmerksam. Während es um die Initiative aufgrund 

der saisonalen Rodungspause in den Vormonaten etwas ruhiger 

geworden war, meldete sie sich mit dem Beginn der Rodungssaison 

am 01.10.2023 mit einer Großdemonstration wieder zurück.

Unter dem Motto „System change not climate change“ ver-

suchen aber auch Linksextremisten, allen voran die IL, an die nicht 

extremistische Klimaschutzbewegung und ihre zahlreichen demo-

kratischen Gruppierungen Anschluss zu finden. Ein Beispiel dafür 

ist das von der IL beeinflusste Klimabündnis EG, das auch an den 

Protesten gegen den Südschnellweg teilnimmt und in seinen 

Publikationen linksextremistische Weltbilder verbreitet.

Unter dem Motto „Leinemasch Bleibt, Beginn der Rodungssaison“ 

rief die Initiative „Leinemasch BLEIBT“ für den 01.10.2023 zu einer 

Demonstration in Hannover auf. Der Protest richtete sich dabei gegen 

den Ausbau des Südschnellwegs in der Leinemasch in Hannover und 

gegen eine aus ihrer Sicht verfehlte Klimapolitik.
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Während am 01.10.2023 etwa 3.800 Teilnehmende bis auf das 

Zünden von Pyrotechnik weitgehend friedlich demonstrierten, 

besetzten mit Maleranzügen bekleidete und überwiegend ver-

mummte Mitglieder des linksextremistisch beeinflussten Bündnisses 

EG zwei große Bagger auf der Südschnellwegbaustelle, zündeten 

Pyrotechnik und skandierten Parolen wie „Leinemasch bleibt“. Als 

die Polizei die 40 bis 60 Aktivisten einzukesseln begann, um ihre 

Identitäten festzustellen, versuchten einige von ihnen die polizei-

liche Absperrung zu durchbrechen und zu fliehen, andere verklebten 

ihre Fingerkuppen und weigerten sich, sich auszuweisen. Dabei kam 

es zu Auseinandersetzungen mit der Polizei. Zwei Polizisten wurden 

leicht verletzt.

Am 13.03.2023 brannte in Bramsche (Landkreis Osnabrück) in einer 

Tonabbaugrube ein Radlader größtenteils aus. In Tatortnähe wurden 

zudem zwei Jagdhochsitze durch unbekannte Täter beschädigt. Ein 

Zusammenhang mit dem Feuer ist daher nicht auszuschließen. Der 

Brandort befindet sich zudem in räumlicher Nähe zu einem unter 

dem Namen „Waldi45“ besetzten Waldstück. In einem auf Englisch 

und Deutsch verfassten Bekennerschreiben, eingestellt auf einem 

linksextremistischen Internetportal, beschreiben die unbekannten 

Täter wie sie „zunächst die scheibe [des Radladers] eingeschlagen 

und anschließend den innenraum mit brandbeschleunigender 

flüssigkeit getränkt und in brand gesetzt“ haben. Zum Ende ihres 

Selbstbezichtigungsschreibens erklären sie sich „solidarisch mit allen 

waldbesetzungen“, vor allem mit den Baumbesetzungen in „atlanta 

forrest“ und fordern „gerechtigkeit für tortuguita“.137

Mit „Waldi45“ wird ein seit dem 05.07.2022 besetztes Wald-

stück bei Rulle (Landkreis Osnabrück) bezeichnet, durch das 

eine Autobahn und ein Autobahnkreuz gebaut werden soll. Die 

Waldbesetzerinnen und -besetzer wenden sich mit ihrer Aktion 

„gegen den Ausbau der A33Nord“, wollen sich aber auch für eine 

137  Bei dem im Bekennerschreiben angesprochenen „atlanta forrest“ handelt es sich um ein 
14 Quadratkilometer großes Waldstück im Süden der US-amerikanischen Stadt Atlanta, 
das zugunsten eines Polizeitrainingsgeländes gerodet werden soll. Offiziell als South River 
Forest bezeichnet, haben Aktivisten im „Welaunee“, so der indigene Name des Wald-
stücks, seit Juni 2021 ein Protestcamp mit Baumhäusern errichtet, um gegen das Poli-
zeitrainingsgelände, das sie „Cop City“ nennen, zu protestieren. Am 18.01.2023 kam 
bei einem Räumungsversuch ein venezolanischer Aktivist, genannt „Tortuguita“, durch 
Schüsse ums Leben. 
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„klimagerechte, antirassistische, antisexistische und hierarchiefreie 

Zukunft“ einsetzen. 

Dass die Aktivisten bereit sind, zur Durchsetzung ihrer Anliegen auch 

illegale Methoden anzuwenden, betonen sie auf ihrer Internetseite:

„Wir haben die Erfahrung gemacht, dass friedliche Demos und Aktionen, die sich im legalen 

Rahmen befinden nicht den, unserer Meinung nach, nötigen Druck ausüben, der wichtig 

ist um die Klimakrise zu bekämpfen und Klimaziele zu erreichen. Wir haben gesehen, dass 

Massendemos von FFF nicht gereicht haben, um am kapitalistischen und klimafeindlichen 

Kurs der Bundes- und Landesregierungen etwas zu ändern.“ 

Ihre Bereitschaft zur Militanz wird hervorgehoben, wenn sie auf 

ihrer Internetseite schreiben: 

„Jede Aktion, egal ob legal, illegal, friedlich oder militant ist wichtig und richtig solang sie 

dabei hilft, den Wald zu erhalten und den Bau der A33Nord zu verhindern.“

In der Nacht vom 07. auf den 08.02.2023 brachten unbekannte 

Täter mit Zeitzündern versehende Brandsätze an vier Fahrzeugen 

der Firma Siemens auf deren Werksgelände in Laatzen (Region 

Hannover) an. Während ein Auto in Flammen aufging, zündeten die 

Brandsätze bei den anderen Fahrzeugen nicht. 

In einem am 10.02.2023 auf einem linksextremistischen Internet-

portal eingestellten Selbstbezichtigungsschreiben begründen die 

Täter ihre Tat damit, dass Siemens „weltweit das Grundgerüst der 

Infrastruktur für kapitalistische und neokoloniale Ausbeutung bereit 

[stellt]“. Im Mittelpunkt ihrer Kritik steht dabei das „Infrastruktur-

großprojekt `Tren Maya´ in Mexiko“, an dem Siemens nach wie 

vor großes Interesse gezeigt habe. Bei dem mexikanischen Eisen-

projekt „Maya-Zug“ handelt es sich um den geplanten Bau einer 

mehr als 1.500 Kilometer langen Eisenbahnstrecke für Güter- und 

Personenzüge durch fünf mexikanische Bundesstaaten, an der sich 

der Siemens-Konzern beteiligen wollte. Nach Meinung der Verfasser 

des Bekennerschreibens werden durch den geplanten „Bau eines 

gewaltigen Schienennetzes … verschiedene Ökosysteme unwieder-

bringlich zerstört“ und die „indigenen Gruppe[n] in Mexiko … 
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ihrer Lebensgrundlagen beraubt und teilweise enteignet“. Zudem 

behaupten sie, „Indigene Aktivist_innen, die sich gegen das Projekt 

stellen, werden durch die mexikanische Armee und paramilitärische 

Strukturen ermordet“.

Um das Projekt noch stoppen zu können und eine Beteiligung von 

Siemens zu verhindern, fordern die Täter:

„Siemens und andere ausbeuterische Konzerne überall angreifen! Neokoloniale Infrastruk-

tur zerstören! Gegen jede Herrschaft!“138

Bereits in der Nacht vom 24. auf den 25.11.2021 hatten unbekannte 

Täter in Hannover-Linden bei einem Transporter des Siemens-

Konzerns zwei Scheiben eingeschlagen und den Schriftzug „No 

al Tren Maya“ (Nein zum Maya Zug) aufgesprüht. Auch damals 

erschien kurz darauf auf einem linksextremistischen Internetportal 

ein Selbstbezichtigungsschreiben, in dem die anonymen Täter ihre 

Tat u. a. mit dem Bemühen des Siemens-Konzerns um den Zuschlag 

für das Eisenbahnprojekt „Maya Zug“ begründeten. 

„Antigentrifizierung“

Wohnraummangel, hohe Mieten, städtebauliche Umstrukturierungen, 

die Veränderungen von wohnräumlich und sozial gewachsenen 

Strukturen und damit einhergehende gesellschaftspolitische 

Spannungen sind Themen, die bis in die Mitte der Gesellschaft 

hinein Menschen bewegen. Linksextremisten wiederum dient diese 

Auseinandersetzung auch als Plattform für ihren Kampf gegen den 

demokratischen Rechtsstaat. Sie nutzen diese Gentrifizierungs-

debatten, um eigene Interessen in den gesellschaftlichen Diskurs 

um hohe Mieten und knappen Wohnraum einfließen zu lassen 

und um Militanz in die Proteste gegen diese Entwicklung hineinzu-

tragen. Darüber hinaus geht es ihnen immer auch um die Schaffung 

und Bewahrung sogenannter Freiräume, wie sie Autonome Zentren 

138 Der Siemens-Konzern stellte nach dem Brandanschlag auf seine Firmenwagen klar, dass 
das Unternehmen an dem Projekt nicht beteiligt sei. Zwar habe sich die Unternehmens-
tochter Siemens Mobility um den Auftrag bemüht, jedoch nicht den Zuschlag erhalten. 
Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass die linksextremistische Szene auch 
künftig Protestaktionen gegen die vermeintliche Beteiligung von Siemens an dem Eisen-
bahnprojekt „Maya Zug“ durchführt, bis hin zu Anschlägen auf den Siemens-Konzern.
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darstellen. Sie dienen der autonomen Szene als Rückzugsräume zur 

Planung politischer Agitation und (gewalttätiger) Aktionen. 

Als Teil der Auseinandersetzung um diese sogenannten Frei-

räume haben die „Kämpfe gegen Gentrifizierung“ in den auto-

nomen Spektren der großen Ballungsräume, wie z. B. in Berlin und 

Hamburg oder in Leipzig und Bremen große Bedeutung. Es werden 

immer wieder teils schwerwiegende Sachbeschädigungen und 

Brandanschläge, vorwiegend gegen Immobilienfirmen und Infra-

struktureinrichtungen verübt. Vor allem Wohnungsunternehmen 

wie Vonovia wird vorgeworfen, Mieter aus ihren Wohnungen zu 

verdrängen, um diese dann aufwändig zu sanieren und teuer neu 

zu vermieten. Im Gegensatz zum demokratischen Protest, der sich 

gegen die Umgestaltung von Stadtteilen aus Sorge vor damit ein-

hergehenden Mietpreiserhöhungen, zunehmendem Mangel an 

bezahlbarem Wohnraum und dem drohenden Verlust des originären 

Stadtteilcharakters richtet, dient diese Auseinandersetzung 

Linksextremisten auch als Plattform für ihren Kampf gegen den 

demokratischen Rechtsstaat. Sie nutzen diese Gentrifizierungsdis-

kussionen, um eigene Interessen in die gesellschaftlichen Debatten 

um hohe Mieten und knappen Wohnraum einfließen zu lassen und 

um Militanz in die Proteste gegen diese Entwicklung hineinzutragen. 

Auch die niedersächsische linksextremistische Szene greift dieses 

Thema auf. So demonstrierte die Ende 2022 gegründete „Anti-

fa-Jugend Oldenburg“ am 27.01.2023 am Bahnhof in Oldenburg 

unter dem Motto „Solidarität mit allen Besetzungen“ gemeinsam 

mit der nicht extremistischen Klimaschutzgruppierung „Friday´s 

for Future“ gegen die Räumung des Weilers Lützerath für den 

Braunkohletagebau. Nach etwa 15 Minuten beendete der Ver-

sammlungsleiter die Veranstaltung mit 35 Teilnehmenden vorzeitig. 

Die Demonstrierenden setzten sich daraufhin in Bewegung und 

steuerten auf ein seit zwei Jahren leerstehendes rotes Eckgebäude 

zu – die „Rot-Schwarze-Ecke“. Etwa elf Personen der Initiative „Frei-

raum Rot-Schwarze-Ecke“ (Freiraum RSE) verschafften sich Zugang 

zu dem mehrstöckigen Gebäude und begannen damit, die Fenster 

abzukleben. Während die Polizei den Bereich um das besetzte 

Gebäude absperrte, solidarisierten sich etwa 45 Personen, darunter 
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auch Linksextremisten, mit den Besetzern. Zugleich informierte Frei-

raum RSE auf ihren Social Media-Kanälen über die Hausbesetzung 

und warb um „Unterstützung“. In einem Statement auf ihrem 

Instagram-Account bekundeten die Besetzer, mit ihrer Aktion einen 

neuen „Freiraum“ aufbauen zu wollen.

Nachdem der Eigentümer des Gebäudes Strafantrag wegen Haus-

friedensbruchs gestellt hatte, forderte die Polizei die Besetzer auf, 

das Gebäude zu verlassen. Sechs Personen weigerten sich, der 

Aufforderung nachzukommen. Im Zuge der Räumung mussten sie 

schließlich von der Polizei aus dem Gebäude getragen werden. 

Gegen sie wurden entsprechende Strafverfahren wegen Haus-

friedensbruch eingeleitet, vier von ihnen kamen vorübergehend in 

Gewahrsam.

Nach der Räumung ging gegen 21:15 Uhr in unmittelbarer Nähe 

ein Altpapiercontainer in Flammen auf. Aufgrund der Hitzeent-

wicklung platzten die Fensterscheiben eines Nachbarhauses. Zwei 

Demonstrationsteilnehmende stellte die Polizei als potenzielle Ver-

ursacher fest.

2023 kam es auch in Niedersachsen wieder zu Übergriffen auf 

Immobilienunternehmen. Unbekannte Täter bewarfen in der Nacht 

zum 09.03.2023 das Bürogebäude eines Immobilienunternehmens 

in Hannover mit Steinen und beschädigten dabei fünf Fenster. Am 

10.03.2023 wurde auf einem linksextremistischen Internetportal ein 

Selbstbezichtigungsschreiben veröffentlicht, das mit der Parole endet:

„Gegen Patriarchat, Queerfeindlichkeit, Gentrifizierung und Staat aktiv werden!  

Für Anarchie!”

Kampf gegen den Militarismus

Antimilitaristinnen und Antimilitaristen unterstellen der Bundes-

republik, von ihrer Staatsordnung, Gesellschaftsstruktur und Denk-

weise her militaristisch zu sein. Ihre Proteste richten sich vor allem 

gegen die Bundeswehr, das westliche Verteidigungsbündnis NATO 

und die mit ihr zusammenarbeitenden Unternehmen. Auch Links-

extremisten sind in dem Themenfeld „Antimilitarismus“ aktiv. Im 

196

Linksextremismus



Gegensatz zu den nicht extremistischen Antimilitaristinnen und 

-militaristen zielen sie mit ihren Protesten und Aktionen über den 

eigentlichen Anlass hinaus auf die Überwindung des bestehenden 

politischen Systems der Bundesrepublik Deutschland.

Neben der im Wesentlichen von Angehörigen des nicht 

extremistischen Spektrums getragenen Anti-Kriegs- bzw. Friedens-

bewegung reklamieren auch der parteipolitisch organisierte Links-

extremismus und Autonome – unter ausdrücklicher Einbeziehung 

für sie typischer militanter Aktionen – das Thema „Antimilitarismus“ 

für sich. Im Sinne der Militarismustheorie des Mitbegründers der 

„Kommunistischen Partei Deutschlands“ (KPD), Karl Liebknecht, 

wonach das Militär im Kapitalismus dazu dient, „kapitalistische 

Expansionsbestrebungen“ gegenüber anderen Staaten durchzu-

setzen und im eigenen Land den Kapitalismus und dessen „Aus-

beutungsstrukturen“ zu stabilisieren, sehen Linksextremisten 

in der Bundeswehr und in der NATO kriegführende Organe zur 

nationalen und internationalen Durchsetzung „kapitalistischer“ und 

„imperialistischer“ Interessen. Aus diesem Grund ist die Anwendung 

von Gewalt zur Durchsetzung der eigenen Ziele für die autonome 

Szene weiterhin von zentraler Bedeutung.

Das Aktionsfeld „Antimilitarismus“ hat seit dem Beginn des 

russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine am 24.02.2022 in der 

linksextremistischen Szene wieder an Bedeutung gewonnen. Vor 

allem Rüstungsunternehmen wie die auch im niedersächsischen 

Unterlüß (Landkreis Celle) ansässige Rheinmetall Waffe Munition 

GmbH rücken seitdem verstärkt in den Fokus auch gewalttätiger 

Linksextremisten. Mutmaßlich linksextremistisch motivierte Straf-

taten gegen Unternehmen und Zulieferbetriebe der Rüstungs-

industrie können künftig ebenfalls nicht ausgeschlossen werden. 

Generell wird innerhalb der autonomen Szene Niedersachsens die 

Intervention Russlands in die Ukraine stark kritisiert, wobei diese 

Kritik nicht als Wohlgefallen für die NATO verstanden werden darf. 

Zugleich solidarisiert sich die autonome Szene mit der Bevölkerung 

der Ukraine. Nicht nur Russland, sondern auch den USA und damit 

verbunden der NATO wird von der autonomen Szene eine Mitschuld 

an der Eskalation in diesem Krieg attestiert. Neben überregionalen 
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Reaktionen der postautonomen Gruppierung IL sowie den links-

extremistisch beeinflussten Bündnissen EG und „Rheinmetall 

Entwaffnen“ sind in Niedersachsen insbesondere aus den auto-

nomen Szenen Göttingen, Hannover und Lüneburg entsprechende 

Äußerungen bekannt. So rief die IL auf ihrer Internetseite im März 

2022 unter dem Motto „Den Krieg in der Ukraine stoppen – eine 

neue Friedensbewegung aufbauen“ dazu auf, statt in die „west-

liche Doppelmoral und den nationalen Aufrüstungstaumel 

einzustimmen“, sich konkret an den Aufbau einer neuen Antikriegs-

bewegung zu machen.

Im linksextremistisch-dogmatischen Spektrum wird insbesondere 

die Rolle der USA und damit verbunden der NATO stark kritisiert. 

Die Interaktion dieser Akteure mit der Ukraine und eine damit 

einhergehende drohende Verschiebung der NATO-Außengrenze 

seien ihrer Meinung nach ursächlich für den Krieg und stellten eine 

Provokation Russlands dar. Dennoch wird auch die Intervention 

Russlands und seine Wandlung zu einem kapitalistischen Staat 

kritisiert. Im linksextremistisch-dogmatischen Spektrum wird der 

Konflikt insbesondere von der MLPD sowie der ihr nahestehenden 

Jugendorganisation „Rebell“, der DKP und der linksextremistischen 

„Sozialistischen Alternative“ (SAV) thematisiert.

Trotz des Endes der Corona-Pandemie und des weiter andauernden 

Krieges in der Ukraine fanden auch 2023 kaum nennenswerte 

Aktionen im Themenfeld „Antimilitarismus“ statt. Das von der IL 

beeinflusste Bündnis „Rheinmetall entwaffnen“ rief über die sozialen 

Medien für die Zeit vom 17. bis zum 25.11.2023 zu globalen Aktions-

tagen gegen Militarismus auf. Niederländische Streitkräfte haben sich 

in der Nacht vom 15. auf den 16.11.2023 an einer NATO-Spähübung im 

Wendland (Landkreis Lüchow-Dannenberg) beteiligt. Die dortige links-

extremistische Szene hatte bereits im Vorfeld Kenntnis von der Übung 

erhalten und rief zu kreativen Protestaktionen, zivilem Ungehorsam 

und Blockadeaktionen auf. Im Verlauf der Übung machten Transparente 

an Brücken und Unterführungen Positionen gegen Militär, Krieg 

und Aufrüstung sichtbar. Nahe Zarenthin (Brandenburg) blockierten 

„Autonome“ zudem zwei Militärlastwagen, infolgedessen musste die 

Bundesstraße 493 vorübergehend gesperrt werden.
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Kampf gegen Rassismus

Linksextremisten überspitzen ihre Kritik an der bestehenden Asyl- und 

Flüchtlingspolitik und am Handeln von Ausländerbehörden, Polizei 

und Gerichten zum Vorwurf eines „systemimmanenten“ Rassismus. 

Staatliche Repräsentanten und Akteure werden damit auf eine Stufe 

mit Rechtsextremisten gestellt und damit Forderungen nach der 

Abschaffung des politischen Systems legitimiert. Vor diesem Hinter-

grund wenden sich Teile des niedersächsischen linksextremistischen 

Spektrums gegen die deutsche Asyl- und Abschiebepraxis und 

solidarisieren sich mit den von Abschiebung bedrohten Flüchtlingen.

Das Aktionsfeld „Antirassismus“ hatte im Zusammenhang mit dem 

Flüchtlingszuzug in den zurückliegenden Jahren auch innerhalb 

der autonomen Szene an Bedeutung gewonnen. Waren die Flücht-

lingszahlen nach ihrem starken Anstieg 2015 in den Folgejahren 

zunächst wieder rückläufig, so stiegen sie 2022 insbesondere vor 

dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine 

wieder deutlich an. Dennoch spielte das Thema 2023 eher eine 

untergeordnete Rolle für die autonome Szene in Niedersachsen. 

Zum Feindbild von Linksextremisten sind vor diesem Hintergrund 

vor allem staatliche Einrichtungen geworden, die sich mit Fragen 

der Asylpolitik beschäftigen. So verübten unbekannte Täter in der 

Nacht vom 07. auf den 08.03.2023 einen Farbanschlag auf das Ver-

waltungsgebäude der Osnabrücker Ausländerbehörde. Sie sprühten 

die Wörter „No Border No Nation“ und „Mörder Rassisten” sowie 

das Antifazeichen auf die Hauswand. Zudem verunstalteten sie mit 

grauer Farbe den gläsernen Eingangsbereich.

Am 08.03.2023 veröffentlichte ein „Team Verhässlichung“ ein 

Bekennerschreiben auf einem linksextremistischen Internetportal. Die 

Täter begründeten ihr Vorgehen mit der Abschiebung einer angeblich 

suizidgefährdeten Person namens Navid aus einem psychiatrischen 

Krankenhaus in Osnabrück. Ihren Anschlag verstehen sie als eine 

„protestaktion gegen die abschiebung von navid aus dem ameos-

klinikum-osnabrück“. Sie selbst bezeichnen sich als eine „angepisste, 

anarchistische anstreichcrew. unabhängig und neu in der stadt“. 

Zugleich beschimpfen sie in ihrem Selbstbezichtigungsschreiben die 

Mitarbeitenden der Ausländerbehörde als „mörder und rassisten!“.
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Vor dem Hintergrund des offensiven Auftretens rechtspopulistischer 

und rechtsextremistischer Parteien und Gruppierungen wird der 

„Antifaschismus“ auch 2024 im Mittelpunkt der Aktivitäten der 

autonomen Szene in Niedersachsen stehen. Der Kampf gegen 

Rechtsextremisten bzw. gegen diejenigen, die Linksextremisten 

dafür halten sowie zunehmend auch gegen die sogenannten 

„Delegitimierer“ und „Querdenker“ gehört zu den zentralen 

Anliegen auch der niedersächsischen linksextremistischen Szene. Mit 

Blick auf die Wahlen zum Europäischen Parlament vom 06. bis zum 

09.06.2024 werden vor allem die AfD und ihre Aktivitäten im Fokus 

des linksextremistischen Agierens stehen. Die kontinuierliche Präsenz 

der AfD in der parteipolitischen Landschaft der Bundesrepublik 

dürfte die linksextremistische Szene darin bestärken, langfristig ent-

schlossen gegen den aus ihrer Perspektive „faschistoiden“ demo-

kratischen Rechtsstaat vorzugehen. Generell muss über das gesamte 

Jahr 2024 mit Übergriffen auf Informationsstände der AfD ebenso 

gerechnet werden wie mit Versuchen, Veranstaltungen dieser Partei 

zu stören bzw. zu verhindern. Körperliche Übergriffe auf einzelne 

AfD-Funktionsträger können dabei ebenso wenig ausgeschlossen 

werden wie gezielte Anschläge auf deren Eigentum. 

Aufgrund des hohen Emotionalisierungsgrades, den das Thema 

Klimaschutz im Allgemeinen und der künftige Umgang mit fossilen 

Brennstoffen im Besonderen in den letzten Jahren erlangt hat, wird 

der Klimaschutz auch weiterhin von großer Bedeutung für die links-

extremistische Szene sein. Sie wird weiterhin versuchen, Einfluss 

auf einzelne Organisationen der Klimaschutzbewegung zu nehmen, 

um sie für ihre Interessen zu instrumentalisieren und langfristig zu 

radikalisieren. Es muss daher auch künftig mit Störaktionen gegen 

Energieunternehmen, aber auch mit Besetzungen von für den Abbau 

fossiler Brennstoffe bestimmte Gebiete bundesweit als auch in 

Niedersachsen gerechnet werden. Parteieinrichtungen, vor allem von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dürften dabei weiterhin verstärkt im Blick-

punkt der extremistischen Teile der Klimaschutzbewegung bleiben. 

Die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt, vor allem die steigenden 

Mieten und die Stadtteilumgestaltungen, aber auch die Übernahme 
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des Immobilienunternehmens Deutsche Wohnen durch den 

Wohnungskonzern Vonovia, in dessen Zuge das größte private 

Immobilienunternehmen Europas entstanden ist, lassen den Schluss 

zu, dass das Thema „Antigentrifizierung“ auch künftig einen ver-

stärkten Anklang in der autonomen Szene finden wird. Auch in 

Niedersachsen muss deshalb mit weiteren Aktionen gerechnet 

werden.  

Vor dem Hintergrund des andauernden russischen Angriffskrieges 

gegen die Ukraine und der damit einhergehenden umfangreichen 

Aufrüstung der Bundeswehr werden Rüstungsunternehmen, deren 

Zulieferer und auch Einrichtungen der Bundeswehr weiterhin im 

Fokus von Linksextremisten sein. Mit der Teilnahme von Links-

extremisten an den Protesten gegen Waffenlieferungen, z. B. an 

die Ukraine oder die Türkei und daran beteiligte Rüstungskonzerne 

muss gerechnet werden. 

Auch die von Mitte Februar bis Ende Mai 2024 stattfindende NATO-

Verlegeübung „Quadriga 2024”, nach Aussage der Bundeswehr das 

größte Übungsvorhaben der Bundeswehr seit 30 Jahren, könnte auf 

das Interesse auch von niedersächsischen Linksextremisten stoßen. 

Die in Deutschland vom 14.06. bis zum 14.07.2024 stattfindende 

Fußballeuropameisterschaft dürfte vor allem für die antideutsch 

ausgerichteten „Autonomen“ ein Ziel darstellen.

Vor allem die Vorgehensweise der „Eisenacher Gruppe“ um Lina 

E. zeigt, dass die Hemmschwelle zur Anwendung von Gewalt auch 

gegen Menschen mittlerweile sehr niedrig ist. Linksextremisten sind 

zunehmend bereit, auch den Tod eines Menschen billigend in Kauf 

zu nehmen. Darüber hinaus agieren Linksextremisten zunehmend 

über klandestine Kleingruppen statt auf Demonstrationen. Es kann 

daher nicht ausgeschlossen werden, dass sich bundesweit neben 

der „Eisenacher Gruppe“ weitere Kleingruppen bilden bzw. bereits 

gebildet haben, die sich an der Vorgehensweise der „Eisenacher 

Gruppe“ orientieren und sich ihrem „antifaschistischen Kampf“ 

anschließen. Künftig muss daher auch mit weiteren Übergriffen, ins-

besondere in Kleingruppentaktik, auf Polizisten als Repräsentanten 

des verhassten Staates sowie Rechtsextremisten bzw. diejenigen, 

die Linksextremisten dafür halten, gerechnet werden. 
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Für die weitere Entwicklung des Linksextremismus in Niedersachsen 

und der Bundesrepublik dürfte auch die Situation innerhalb der 

postautonomen Szene relevant sein. Sollten sich die Auflösungs-

erscheinungen vor allem in der IL fortsetzen, so könnte das post-

autonome Projekt an seine Grenzen stoßen oder gar scheitern. 

Wie sich eine solche Entwicklung auf die Organisierung und Durch-

führung von Protestaktionen der postautonomen Bündnisse aus-

wirkt, bleibt abzuwarten.

3.5  Anarchisten

Sitz/Verbreitung Mit Ausnahme der „Freien Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union“ 

(FAU) existieren in Niedersachsen keine gefestigten anarchisti-

schen Strukturen.

Die FAU unterhält in Göttingen, Hannover und in Lüneburg einzel-

ne Ortsgruppen.

Mitglieder/Anhänger/ 

Sympathisanten

Niedersachsen: 50 

Publikationen „Gai Dao“ (Publikation der Föderation deutschsprachiger  

Anarchisten; monatlich)

„Direkte Aktion“ (Onlinepublikation der FAU; unregelmäßig)

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden sowie 

Solidaritätsveranstaltungen, bei der FAU auch Mitgliedsbeiträge

Kurzportrait/Ziele Neben dem Kommunismus ist der Anarchismus der zweite grund-

legende Ideologiestrang des Linksextremismus. Beide Strömungen 

setzen sich dafür ein, die bestehende Ordnung zu überwinden. 

Anarchisten streben die unmittelbare Errichtung einer herrschafts-

freien Gesellschaftsordnung an, in der der Mensch von allen 

politischen, ökonomischen, religiösen und kulturellen Zwängen 

befreit leben kann.

Im Anarchismus nimmt die individuelle Freiheit den höchsten 

Stellenwert ein. Vor diesem Hintergrund negieren Anarchisten 

sämtliche Hierarchie- und Herrschaftsformen. 
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Zudem sprechen sie nicht nur dem Staat und seinen Institutionen, 

sondern ebenso der (sozialen) Marktwirtschaft jegliche Existenz-

berechtigung ab. Als kleinste Einheit des anarchistischen Zusam-

menlebens gilt die sogenannte Kommune, im ökonomischen Be-

reich wird die Gründung föderal strukturierter Genossenschaften 

und Syndikate angestrebt. Der Anarchismus ist aber keineswegs 

als geschlossener Theorieblock zu verstehen. Vielmehr verbergen 

sich hinter dem Begriff verschiedene Strömungen mit zum Teil 

sehr unterschiedlichen Konzepten. Unter den niedersächsischen 

„Anarchisten“ ist der eher praxisorientierte Anarchosyndikalismus 

am stärksten vertreten.139 Er entstand im 19. Jahrhundert und fußt 

auf der Idee revolutionärer Basisgewerkschaften. So orientiert sich 

z. B. die FAU an anarchosyndikalistischen Konzepten.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Gemeinsames Ziel aller anarchistischen Gruppierungen ist es, den 

Staat und seine Institutionen abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich gegen 

die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind demnach 

verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen 

Zu einer der größten anarchosyndikalistischen Gruppierungen 

in Deutschland zählt die 1977 gegründete „Freie Arbeiterinnen- 

und Arbeiter-Union“ (FAU). Sie ist eine bundesweite Föderation 

aus unabhängigen lokalen Einzel- und Branchengewerkschaften, 

sogenannten Syndikaten, und versteht sich als eine nach basisdemo-

kratischen Prinzipien aufgebaute Gewerkschaft. Das „Allgemeine 

Syndikat der FAU Hannover“ und das „Allgemeine Syndikat der FAU 

Göttingen“ sind die einzigen gefestigten anarchistischen Strukturen 

in Niedersachsen. Sie sind Teil der Gewerkschaftsföderation der 

FAU. 

139  Unter „Anarchosyndikalismus“ versteht man eine gewerkschaftliche Organisierung, die 
auf anarchistischen Prinzipien beruht. Der „Anarchosyndikalismus“ knüpft an die kollek-
tiven, kommunistischen und solidarischen Varianten des Anarchismus an und überträgt 
diese auf die gewerkschaftliche Arbeit. Er will die Lohnabhängigen nach den Prinzipien 
von Selbstbestimmung, Selbstorganisation und Solidarität organisieren.
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In den Grundsätzen des Allgemeinen Syndikats (AS 

Hannover) heißt es unter der Überschrift „Die neue 

Gesellschaft in der Schale der alten aufbauen“:

„Eine Veränderung von Wirtschaft und Gesellschaft muss an deren Basis ansetzen und setzt 

Alternativen zu zentralistischen Staatsstrukturen voraus.“

(Internetseite des AS Hannover, 26.04.2024)

Was das AS der FAU Hannover damit meint, verdeutlicht sie in ihrem 

Selbstverständnis:

„In diesem Sinne verfolgt das Allgemeine Syndikat der FAU Hannover eine sozialrevolutio-

näre Strategie. Wir zielen also auf eine Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse ‚von 

unten‘ ab.“

(Internetseite der FAU Hannover, 24.04.2024)

Die „Grundprinzipien des Syndikalismus“ konkretisiert die FAU u. a. 

in einem Grundlagentext, der ebenfalls auf der Internetseite der 

Organisation aufrufbar ist. In den beiden Kapiteln „Grundsätze und 

Ziele“ sowie „Kritik der bestehenden Verhältnisse“ hält die FAU für 

ihre Arbeit fest:

„Wir streben die Überwindung des Kapitalismus an. …

Wir beziehen uns [dabei] auf die Ideen des Anarchosyndikalismus. …

Kapitalismus ist kein Naturgesetz, sondern lediglich ein von Menschen geschaffenes Ver-

hältnis, das durch kollektives Handeln der Arbeitenden aufgehoben werden kann.“

(Internetseite der FAU, 24.04.2024)

Ihr erklärtes Ziel ist es,

„… eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die auf kollektiver Selbstverwaltung basiert …“ 

(Internetseite der FAU, 24.04.2024)

zu errichten.

In der Praxis bedeutet dieses, dass die FAU „eine libertäre, klassen-

lose Gesellschaft“ anstrebt, wie sie ebenfalls auf ihrer Internetseite 

ausführt.
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Der von der FAU angestrebte Systemwechsel soll dabei von basis-

demokratisch strukturierten Lokal- und Betriebsgruppen organisiert 

werden, die unter Rückgriff auf direkte und zum Teil auch militante 

Aktionsformen, wie z. B. Fabrikbesetzungen, Streiks und Sabotage-

aktionen, vor Ort agieren sollen. 

Im Rahmen ihrer Gewerkschaftsarbeit setzt sich die FAU für bessere 

Arbeitsbedingungen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

ein. Sie unterstützt sie in prekären Situationen und stellt juristische 

Hilfe bereit. Mit ihrem Engagement für Gewerkschaftsbelange und 

ihren Solidarisierungsbekundungen mit streikenden Arbeiterinnen 

und Arbeitern versucht die FAU aber immer auch anschlussfähig 

an demokratische Organisationen zu werden. Zugleich möchte sie 

auf diesem Wege neue Mitglieder für ihre darüberhinausgehenden 

systemablehnenden Ziele gewinnen.

Neben Ortsgruppen in Göttingen und Hannover gibt es seit 

2023 auch eine FAU-Ortsgruppe in Lüneburg. Am 01.05.2023 

beteiligte sich die FAU Göttingen an einer anarchistischen 1. Mai-

Demonstration in Göttingen. Vom 08. bis zum 11.09.2023 führte 

die FAU in Hannover ihre alljährliche Sommerschule mit über 100 

Mitgliedern aus dem Bundesgebiet durch.

Seit 2017 ist die FAU auch international wieder stärker vernetzt. 

Nachdem sie nach langjähriger Mitgliedschaft im Dezember 2016 

aus der „Internationalen ArbeiterInnen Assoziation“ (IAA) aus-

geschlossen wurde, beteiligte sich die Gewerkschaft an mehreren 

Konferenzen zur Gründung eines neuen internationalen Zusammen-

schlusses anarchosyndikalistischer Organisationen. 

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Im Vergleich zu den autonomen bzw. postautonomen Gruppierungen 

sind anarchistische Organisationen generell von nachrangiger 

Bedeutung. Allein aufgrund ihrer theoretischen Zersplitterung 

dürfte sich daran auch künftig kaum etwas ändern. Der Anarcho-

syndikalismus wird im Jahr 2024 voraussichtlich der am stärksten 

wahrnehmbare Teil des anarchistischen Spektrums in Deutschland 

und Niedersachsen bleiben.
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